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Vorbemerkungen, Anlass und Ziele der Planung

Im größten Homburger Stadtteil Erbach ha-
ben sich im Bereich der Merian-, Kollwitz- 
und Lenbachstraße in der Vergangenheit 
verschiedene Nutzungen angesiedelt. Zu 
nennen sind unterschiedlichste Wohnfor-
men – von Einfamilienhausbebauung über 
Doppel-, Reihen- und Mehrfamilienhäusern  
bis hin zu einer großen Senioreneinrichtung 
mit integriertem Gesundheits- und Pflege-
zentrum (Seniorenwohnpark „Am Erbach“ 
mit Wohn- und Pflegeangeboten) – sowie 
eine größere gewerbliche Einheit mit u.a. 
einem Fitnessstudio und einem Gebraucht-
warenladen der Lebenswerk eG. Darüber hi-
naus bestehen innerhalb des Plangebietes 
bislang nicht oder nur untergeordnet bau-
lich genutzte Teilbereiche, die eine sinnvol-
le Nachverdichtung nahelegen. 

Die planungsrechtliche Zulässigkeit von 
Vorhaben richtet sich bislang nach § 34 
BauGB. In der Praxis ist dabei häufig nicht 
eindeutig zu beurteilen, ob Bauvoranfragen 
bzw. Bauanträge positiv zu bescheiden 
sind. Insbesondere aufgrund des breiten 
Nutzungsspektrums sowie möglicher Ent-

wicklungen hinsichtlich Gebäudehöhen und 
Nutzflächen kann eine Genehmigungspra-
xis nach § 34 BauGB die städtebauliche 
Entwicklung nicht in dem erforderlichen 
Maß steuern. Die Entwicklung der letzten 
Jahre zeigt eine Tendenz zur weiteren inner-
städtischen Verdichtung; zugleich ist ohne 
verbindliche Festsetzungen nicht klar ab-
grenzbar, welche Bereiche städtebaulich für 
eine Nachverdichtung geeignet sind und 
wo diese begrenzt werden soll.

Vor diesem Hintergrund besteht Anlass zur 
Aufstellung des Bebauungsplanes. Der 
Stadtrat der Kreisstadt Homburg hat daher 
nach § 1 Abs. 3 BauGB i.V.m. § 2 Abs. 1 
BauGB die Einleitung des Verfahrens zur 
Aufstellung des Bebauungsplanes „Bereich 
Merian-, Kollwitz-, Lenbachstraße Erbach“ 
beschlossen. 

Mit der vorliegenden Planung soll das Ge-
biet städtebaulich geordnet und die be-
stehenden Nutzungen planungsrechtlich 
gesichert werden. Des Weiteren zielt der Be-
bauungsplan darauf ab, die Erschließung in-

nerhalb des Plangebietes entsprechend der 
vorgesehenen Funktionen zu sichern sowie 
eine maßvolle Fortentwicklung bzw. Nach-
verdichtung zu Wohnzwecken in den hierfür 
geeigneten Teilbereichen zu ermöglichen. 

Die geplante Nachverdichtung westlich der 
Merianstraße (südlich der bereits bestehen-
den Wohnbebauung) sowie zwischen der 
Merian- und der Lenbachstraße trägt dem 
Planungsgrundsatz der Innen- vor Außen-
entwicklung Rechnung. Damit werden vor-
handene Infrastruktur- und Erschließungs-
kapazitäten besser ausgelastet, die Inan-
spruchnahme bislang unbebauter Bereiche 
vermieden bzw. minimiert und eine flächen-
sparende, nachhaltige Siedlungsentwicklung 
gefördert.

Die äußere Erschließung des Plangebietes 
erfolgt über die Berliner Straße (L 119) im 
Norden, die Dürerstraße im Osten und die 
Ludwigstraße im Süden. 

Das Plangebiet umfasst eine Größe von ca. 
4,7 ha.

Lage im Raum, ohne Maßstab; Grundlage: © GeoBasis-DE/LVGL-SL (2025); Bearbeitung: Kernplan GmbH



Bebauungsplan „Bereich Merian-, Kollwitz-, Lenbachstraße Erbach“, 

Homburg-Erbach

5 www.kernplan.de

Mit der Erstellung des Bebauungsplanes 
und der Durchführung des Verfahrens ist die 
Kernplan, Gesellschaft für Städtebau und 
Kommunikation mbH, Kirchenstraße 12, 
66557 Illingen, beauftragt.

Verfahrensart

Das Verfahren wird nach § 13a BauGB (Be-
bauungspläne der Innenentwicklung) 
durchgeführt. 

Es handelt sich bei der Planung um eine 
Maßnahme der Innenentwicklung. Mit dem 
Gesetz zur Erleichterung von Planungsvor-
haben für die Innenentwicklung der Städte 
vom 21. Dezember 2006, das mit der No-
vellierung des Baugesetzbuches am 1. Ja-
nuar 2007 in Kraft trat, fällt die seit Juli 
2004 vorgesehene förmliche Umweltprü-
fung bei Bebauungsplänen der Größenord-
nung bis zu 20.000 qm weg. Dies trifft für 
den vorliegenden Bebauungsplan zu, da 
durch das Planvorhaben weniger als 20.000 
qm an Fläche potenziell neuversiegelt wird. 
Gem. § 13a Abs. 1 BauGB ist demnach die 
Fläche maßgeblich, die bei Durchführung 
des Bebauungsplanes voraussichtlich ver-
siegelt wird.

Zwar umfasst der Geltungsbereich des Be
bauungsplanes insgesamt ca. 4,7 ha, aller-
dings handelt es sich hierbei größtenteils 
um eine Bestandsüberplanung. 

Der Bebauungsplan dient der städtebauli-
chen Ordnung, der planungsrechtlichen Si-
cherung der bestehenden Nutzungen und 
der maßvollen Fortentwicklung des in Rede 
stehenden Gebietes. Sowohl die festgesetz-
te Art der baulichen Nutzung als auch die 
festgesetzten Grundflächenzahlen (GRZ) 
orientieren sich an der Bestandsbebauung. 
Lediglich westlich der Merianstraße (süd-
lich der bereits bestehenden Wohnbe
bauung) sowie zwischen der Merian- und 
der Lenbachstraße umfasst die vorliegende 
Planung zusätzliche bauliche Entwick-
lungsmöglichkeiten in bislang nicht oder 
nur untergeordnet baulich genutzten Teil-
bereichen, wodurch es zu einer zusätzli-
chen Inanspruchnahme von Boden und da-
mit zu Neuversiegelungen kommen kann. 
Die vorgenannten, in den Bebauungsplan 
der Innenentwicklung gem. § 13a BauGB 
einbezogenen Flächen dienen der sinnvol-
len Abrundung des Siedlungskörpers. Die 
Flächen sind räumlich und funktional eng 
mit dem bestehenden Siedlungskörper ver-
bunden und dienen der geordneten Fort-
entwicklung der bereits vorhandenen Sied-
lungsstruktur.

Nach derzeitigem Planungsstand ist davon 
auszugehen, dass die im Sinne des § 13a 
BauGB maßgebliche zusätzliche Grundflä-
che (Neuversiegelung) die Schwelle von 
20.000 qm nicht überschreiten wird. Unge-
achtet der Unterschreitung der 20.000 qm-
Schwelle wird jedoch vorsorglich eine Vor-
prüfung des Einzelfalls durchgeführt. Hier-
bei wird überschlägig geprüft, ob der Be-
bauungsplan erhebliche Umweltauswir-
kungen hat, die gem. § 13a Abs. 1 S. 2 Nr. 
2 BauGB nach § 2 Abs. 4 S. 4 BauGB in der 
Abwägung zu berücksichtigen wären. Die 
Behörden und Träger öffentlicher Belange, 
deren Aufgabenbereiche durch die Planung 
berührt werden können, sind an der Vor-
prüfung des Einzelfalls zu beteiligen. 

Die Vorprüfung des Einzelfalls kommt zu 
dem Ergebnis, dass keine Anhaltspunkte für 
eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 
Nr.  7b BauGB genannten Umweltbelange 
vorliegen. 

Auch wird mit dem vorliegenden Bebau-
ungsplan eine Zulässigkeit von Vorhaben, 
die einer Pflicht zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem 
Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprü-
fung oder nach Landesrecht unterliegen, 
nicht begründet. Zudem bestehen keine An-
haltspunkte dafür, dass bei der Planung 
Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung 
der Auswirkungen von schweren Unfällen 
nach § 50 BImSchG zu beachten sind.

Damit sind die in § 13a BauGB definierten 
Voraussetzungen erfüllt, um den Bebau-
ungsplan im beschleunigten Verfahren ge-
mäß § 13a Abs. 2 BauGB aufzustellen. Es 
sind keine Gründe gegeben, die gegen die 
Anwendung dieses Verfahrens sprechen.

Die Vorschriften des vereinfachten Verfah-
rens nach § 13 BauGB gelten entsprechend.

Es wird darauf hingewiesen, dass gem. § 13 
Abs. 2 und 3 BauGB und § 13a Abs. 2 und 
3 BauGB von einer Umweltprüfung nach 
§ 2 Abs. 4 BauGB, von dem Umweltbericht 
nach § 2a BauGB, von der Angabe nach § 3 
Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten umwelt-
bezogener Informationen verfügbar sind, 
der zusammenfassenden Erklärung nach 
§ 10a Abs. 1 BauGB und von der frühzeiti-
gen Unterrichtung und Erörterung nach § 3 
Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB abgesehen 
wird.

Gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB gelten die 
Eingriffe als vor der planerischen Entschei-
dung erfolgt oder zulässig, ein Ausgleich 

der vorgenommenen Eingriffe ist damit 
nicht notwendig.

Flächennutzungsplan

Der Flächennutzungsplan der Kreisstadt 
Homburg stellt im nordöstlichen Bereich 
des Plangebietes eine gemischte Bauflä-
che, im südöstlichen Bereich eine Wohn-
baufläche sowie im westlichen Bereich 
eine geplante Wohnbaufläche (W 115) dar. 
Im Übrigen wird zwischen der geplanten 
Wohnbaufläche und der Berliner Straße 
eine Grünfläche sowie die Berliner Straße 
selbst als Fläche für den überörtlichen Ver-
kehr und für die örtlichen Hauptverkehrs-
züge dargestellt. 

Die im Flächennutzungsplan dargestellte 
geplante Wohnbaufläche ist im Plangebiet 
bereits teilweise realisiert. Die parallel zur 
Berliner Straße dargestellte Grünfläche ist 
im Bestand nicht umgesetzt bzw. nicht er-
halten. Darüber hinaus wurde im Bereich 
der dargestellten gemischten Baufläche 
zwischenzeitlich ein Seniorenwohnpark er-
richtet; hierbei handelt es sich um eine be-
sondere Wohnform. 

Vor diesem Hintergrund weicht der vor-
liegende Bebauungsplan in Teilen von den 
Darstellungen des Flächennutzungsplanes 
ab. Die geordnete städtebauliche Ent-
wicklung des Stadtgebietes wird hierdurch 
jedoch nicht beeinträchtigt, da der Bebau-
ungsplan im Wesentlichen die bereits voll-
zogene städtebauliche Entwicklung nach-
vollzieht und planungsrechtlich ordnet. Der 
Flächennutzungsplan ist daher gem. § 13a 
Abs. 2 Nr. 2 BauGB im Wege der Berichti-
gung anzupassen.
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Kataster mit Geltungsbereich; Grundlage: © GeoBasis-DE/LVGL-SL (2025); Bearbeitung: Kernplan GmbH
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Lage und Begrenzung des 
räumlichen Geltungsbereiches

Das Plangebiet liegt in Homburgs größten 
Stadtteil Erbach, zwischen der Berliner Stra-
ße (L 119) im Norden, der Dürerstraße im 
Osten und der Ludwigstraße im Süden. 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
wird wie folgt begrenzt:

•	 im Norden durch die Berliner Straße 
(L  119), den Erbach als Gewässer 
III.  Ordnung mit begleitenden Grün-
strukturen, die Grundstücksfläche des 
Netto-Marken-Discounts und gemischt 
genutzte Flächen (Wohnen, Gewerbe) 
mit zugehörigen privaten Freiflächen,

•	 im Osten durch die Dürerstraße sowie 
durch Wohnbebauung der Dürerstraße 
und gemischt genutzte Flächen (u.a. 

Wohnen, Gewerbe) mit zugehörigen 
privaten Frei- bzw. Gartenflächen,

•	 im Süden durch die Ludwigstraße und 
die Wohnbebauung der Ludwigstraße 
mit zugehörigen privaten Gartenflächen 
sowie

•	 im Westen durch Grün- bzw. Freiflächen 
mit Gehölzstrukturen und durch 
Wohnbebauung der Merian- (Hsnr. 3) 
und Ludwigstraße (Hsnr. 22, 24) mit zu-
gehörigen privaten Gartenflächen.

Die genauen Grenzen des Geltungsbereiches 
sind der Planzeichnung des Bebauungs
planes zu entnehmen.

Nutzung des Plangebietes und 
Umgebungsnutzung, Eigen
tumsverhältnisse

Bei dem Plangebiet handelt es sich um ein 
bereits überwiegend bebautes Gebiet. 

Im nördlichen Abschnitt der Merianstraße 
sowie in der Kollwitzstraße befinden sich 
insgesamt sechs viergeschossige Mehrfami-
lienhäuser (Merianstraße 27 und 29; Koll-
witzstraße 2, 4, 6 und 8) mit zugehörigen 
Tiefgaragen und Freiflächen. Im südlichen 
Kreuzungsbereich Merian-/ Kollwitzstraße 
sowie im westlichen Teil der Lenbachstraße 
stehen Einfamilienhäuser (Kollwitzstraße 9; 
Lenbachstraße 1 und 7) mit zugehörigen 
privaten Gartenbereichen. Entlang der Len-
bachstraße prägen zudem zweigeschossige 
Doppel- und Reihenhäuser mit zugehörigen 
Gärten das Umfeld. Im Straßenraum der 

Grundlagen und Rahmenbedingungen

Luftbild mit Verortung des Plangebietes, ohne Maßstab; Grundlage: © GeoBasis-DE/LVGL-SL (2025); Bearbeitung: Kernplan GmbH
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Lenbachstraße ist außerdem eine bauliche 
Anlage eines solaren Nahwärmeprojekts 
zur Versorgung der dortigen Wohngebäude 
vorhanden.

Ebenfalls innerhalb des Plangebietes liegt 
der Seniorenwohnpark „Am Erbach“ (Koll-
witzstraße 17). Dabei handelt es sich um 
eine Senioreneinrichtung mit integriertem 
Gesundheits- und Pflegezentrum. Dem Ge-
bäude sind oberirdische Stellplätze sowie 
eine größere gemeinschaftlich nutzbare Ter-
rasse und Gartenflächen zugeordnet. Die 
Haupterschließung des drei- bis vierge-
schossigen Gebäudekomplexes erfolgt über 
die Kollwitzstraße; eine Anbindung besteht 
zudem über die Berliner Straße (L 119) und 
die Dürerstraße.

Im nordwestlichen Teil des Plangebietes be-
findet sich darüber hinaus ein dreigeschos-
siger, ausschließlich gewerblich genutzter 
Gebäudekomplex mit zugehörigem Stell-
platzangebot (Berliner Straße 80). Dort sind 
ein Fitnessstudio (Fitness First Homburg), 
ein Gebrauchtwarenladen der Lebenswerk 
eG (fairness-Kaufhaus Homburg) sowie ein 
Dienstleister im Bereich Digital Business 
Process Outsourcing (Teleperformance Ger-
many S. à r. l. & Co. KG) untergebracht. Im 
Umfeld des Gewerbekomplexes und des Se-
niorenwohnparks steht zudem ein öffentli-
cher Parkplatz zur Verfügung.

Darüber hinaus bestehen westlich der Meri-
anstraße (südlich der vorhandenen Wohn
bebauung) sowie zwischen Merian- und 
Lenbachstraße bislang nicht oder nur unter-
geordnet baulich genutzte Teilflächen. Es 
handelt sich überwiegend um Grünflächen 
mit Gehölzstrukturen, die größtenteils ein-
gezäunt sind. Vereinzelt sind dort – vom öf-
fentlichen Straßenraum aus erkennbar – äl-
tere, teils provisorisch wirkende Garten- 
bzw. Geräteschuppen vorhanden. Die in Re-
de stehenden Flächen sind räumlich und 
funktional eng mit dem bestehenden Sied-
lungskörper verbunden und für eine maß-
volle Fortentwicklung bzw. Nachverdich-
tung zu Wohnzwecken prädestiniert.

Die direkte Umgebung des Plangebietes ist 
im Nordosten, Osten und Süden durch 
Wohnbebauung und das Wohnen nicht we-
sentlich störende Nutzungen geprägt. Im 
Nordwesten, nördlich an die Berliner Straße 
angrenzend, schließt eine landwirtschaftlich 
genutzte Freifläche mit straßenbegleiten-
den Gehölzstrukturen an. Im Westen gren-
zen gehölzreiche Freiflächen an das 
Plangebiet an.

Die Flächen innerhalb des Geltungsbereiches 
befinden sich überwiegend im Eigentum 
von Privatpersonen. 

Topografie des Plangebietes

Das Plangebiet ist weitgehend eben. Es ist 
nicht davon auszugehen, dass sich die To-
pografie in irgendeiner Weise auf die Fest-
setzungen dieses Bebauungsplanes auswir-
ken wird.

Verkehr

Die äußere Erschließung des Plangebietes 
erfolgt über die Berliner Straße (L 119) im 
Norden, die Dürerstraße im Osten und die 

Ludwigstraße im Süden. Intern wird das 
Plangebiet über die bestehenden Merian-, 
Kollwitz- und Lenbachstraße erschlossen. 
Die Merianstraße muss im Zuge der Reali-
sierung der Planung im südlichen Teilab-
schnitt, der derzeit lediglich als Fuß- und 
Radweg ausgebildet ist, entsprechend aus-
gebaut werden.

Über die Berliner Straße (L 119) ist das Ge-
biet an das überörtliche Verkehrsnetz ange-
bunden. Die Bundesstraße B 423 und die 
BAB 6 (AS 9 „Homburg“) sind in unter 
5 und die BAB 8 (AK 8 „Neunkirchen“) in 
unter 10 Pkw-Fahrminuten zu erreichen.

Die ÖPNV-Anbindung erfolgt über die Hal-
testelle „Wolsifferstr.“ (Linien in der Berli-
ner Straße sowie die Haltestellen „Busch-

Blick Richtung Osten auf die gewerbliche Einheit im Kreuzungsbereich Berliner Straße (L 119)/ Merianstraße

Blick Richtung Westen auf den Seniorenwohnpark im Bereich der Dürerstraße



Bebauungsplan „Bereich Merian-, Kollwitz-, Lenbachstraße Erbach“, 

Homburg-Erbach

9 www.kernplan.de

str.“ und „Abzweigung Berliner Str.“ in der 
Dürerstraße. Sie liegen ca. 200 bzw. 380 m 
vom Kreuzungsbereich Merianstraße/ Berli-
ner Straße; die Haltestelle „Buschstr.“ zu-
dem ca. 270 m vom Kreuzungsbereich Me-
rianstraße/ Ludwigstraße entfernt. Es be-
stehen u.a. Anbindungsmöglichkeiten Rich-
tung Homburg Hauptbahnhof und Uni, Ku-
sel Bahnhof, Bexbach, Waldmohr und Glan-
Münchweiler. Außerdem befindet sich der 
Homburger Hauptbahnhof in etwa 2 km 
Entfernung zum Plangebiet. 

Ver- und Entsorgung

Das Plangebiet ist aufgrund der bestehen-
den Bebauung zu großen Teilen bereits an 
das örtliche System der Ver- und Entsorgung 
angeschlossen. 

Bislang unbebaute Bereiche finden sich le-
diglich im südwestlichen Teil des Plange
bietes. Anschlusspunkte sind aufgrund der 
angrenzenden Nutzungen jedoch bereits 
grundsätzlich vorhanden.

Im Zusammenhang mit den vorgenannten 
unbebauten Bereichen gilt gem. § 49a SWG 
Folgendes hinsichtlich der Entsorgung des 
Niederschlagswassers:

„Niederschlagswasser von Grundstücken, 
die nach dem 1. Januar 1999 erstmals be-
baut, befestigt oder an die öffentliche Ka-
nalisation angeschlossen werden, soll [...] 
vor Ort genutzt, versickert, verrieselt oder in 
ein oberirdisches Gewässer eingeleitet wer-
den [...].“

Das Plangebiet ist im modifizierten Trenn-
system zu entwässern. Das Schmutzwasser 

ist durch Anschluss an die öffentliche Kana-
lisation zu entsorgen.

Das auf dem Grundstück anfallende unbe-
lastete Niederschlagswasser ist vollständig 
auf dem Grundstück zu versickern, wobei 
anzumerken ist, dass gemäß Geoportal des 
Saarlandes der Boden innerhalb des Gel-
tungsbereichs für eine Versickerung im 
nördlichen Bereich ungeeignet und im süd-
lichen Bereich nur bedingt geeignet ist. Soll-
te eine Versickerung technisch oder recht-
lich nicht möglich sein, ist das anfallende 
Niederschlagswasser durch geeignete Maß-
nahmen auf dem Grundstück zurückzuhal-
ten und gedrosselt einem Vorfluter zuzulei-
ten. Der nächstgelegene Vorfluter ist der Er-
bach, wobei dieser – von Norden kommend 
– ab dem Seniorenwohnpark „Am Erbach“ 

verrohrt durch das Plangebiet verläuft. Soll-
ten die vorgenannten Beseitigungswege 
mit unverhältnismäßigem technischen oder 
wirtschaftlichen Aufwand verbunden sein, 
ist das anfallende Niederschlagswasser 
über einen Regenwasserkanal gedrosselt 
der vorhandenen Kanalisation zuzuführen. 
Die erforderlichen Anlagen müssen den all-
gemein anerkannten Regeln der Technik 
und entsprechen.

Die konkretisierten Planungen/ Detailpla-
nungen müssen vor der Bauausführung 
noch mit den Ver- und Entsorgungsträgern 
abgestimmt werden. Ein Entwässerungs-
konzept ist vorzulegen.

Hochwasser und Starkregen

Teile des östlichen Geltungsbereiches lie-
gen in einem festgesetzten Überschwem-
mungsgebiet des Erbachs gem. § 76 Abs. 2 
S. 1 Nr. 1 WHG i.V.m. § 79 Abs. 2 S. 1 SWG. 
Hierbei handelt es sich um ein Gebiet, in 
dem ein Hochwasserereignis statistisch ein-
mal in 100 Jahren zu erwarten ist (HQ100). 
Der Hochwassergefahrenkarte HQ100 ist zu 
entnehmen, dass insbesondere der be-
stehende Seniorenwohnpark sowie der Be-
reich der Tiefgaragenzufahrt der Wohnbe
bauung Kollwitzstraße Hsnrn. 2, 4, 6 und 8 
mit Wassertiefen von bis zu 4 m betroffen 
ist. Die §§  78 ff. WHG sind zu beachten. 
Nach § 78 Abs. 3 S. 1 WHG hat die Kommu-
ne in festgesetzten Überschwemmungsge-
bieten bei der Aufstellung von Bauleitplänen 
für die Gebiete, die nach § 34 BauGB zu 
beurteilen sind, in der Abwägung nach § 1 
Abs. 7 BauGB insbesondere zu berücksich-
tigen:

Versickerungsfähigkeit des Bodens (grün = geeignet, gelb = bedingt geeignet, rot = ungeeignet); Quelle: LVGL, 
GeoPortal Saarland, Stand der Abfrage: 12.12.2025)

Blick Richtung Norden auf bislang nicht oder nur untergeordnet baulich genutzten Teilflächen (links und rechts) 
sowie auf den im Zuge der Realisierung der Planung auszubauenden südlichen Teilabschnitt der Merianstraße
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•	 Vermeidung nachteiliger Auswirkungen 
auf Oberlieger und Unterlieger

•	 Vermeidung einer Beeinträchtigung des 
bestehenden Hochwasserschutzes und

•	 hochwasserangepasste Errichtung von 
Bauvorhaben

Gem. § 78 Abs. 3 S. 3 WHG hat die zustän-
dige Behörde der Gemeinde die hierfür er-
forderlichen Informationen nach § 4 Abs. 2 
S. 6 BauGB zur Verfügung zu stellen.

Zudem liegen Teile des östlichen Geltungs
bereiches in einem Risikogebiet außerhalb 
von Überschwemmungsgebieten gem. 
§ 78b WHG. Hierbei handelt es sich gem. 
§ 78b Abs. 1 S. 1 WHG um Gebiete, für die 
nach § 74 Abs. 2 WHG Gefahrenkarten zu 
erstellen sind und die nicht nach § 76 
Abs. 2 oder Abs. 3 als Überschwemmungs-
gebiete festgesetzt oder vorläufig gesichert 
sind. Im Geoportal des Saarlandes wird in 
diesem Zusammenhang ein Hochwasserer-
eignis HQextrem dargestellt; dies ist ein Ge-
biet, in dem ein Hochwasserereignis im sta-
tistischen Mittel viel seltener als alle 100 
Jahre auftreten kann. Bei diesem Hochwas-
serereignis werden noch weitere Teile des 
Plangebietes überschwemmt; betroffen 
sind u.a. auch Doppel- und Reihenhäuser in 
der Lenbachstraße mit Wassertiefen bis zu 
1 m. § 78b Abs. 1 S. 2 Nr. 1 WHG ist zu be-
achten, wonach bei der Aufstellung von 
Bauleitplänen für nach § 34 BauGB zu be-
urteilende Gebiete insbesondere der Schutz 
von Leben und Gesundheit und die Vermei-
dung erheblicher Sachschäden in der Ab-
wägung nach § 1 Abs. 7 BauGB zu berück-
sichtigen sind. 

Gemäß der Starkregengefahrenkarte des 
Saarlandes werden im Falle eines Starkre-
genereignisses N100 (100-jährlicher Nie-
derschlag mit einer Verteilung nach Euler 
Typ II und einer Belastungszeit von einer 
Stunde) Teile des Plangebietes über-
schwemmt. Betroffen sind insbesondere 
die Gebäudevorflächen des rein gewerblich 
genutzten Gebäudes im Bereich der Berli-
ner Straße (L 119)/ Merianstraße sowie des 
Seniorenwohnparks, der öffentliche Park-
platz und die noch überwiegend unbebau-
ten Freiflächen westlich an die Lenbach-
straße angrenzend. Punktuell ist mit Über-
flutungstiefen von bis zu 2 m und Fließge-
schwindigkeiten bis zu 2,0 m/s zu rechnen. 
Bei einem Starkregenereignis Nextrem (ex-
tremster Niederschlag (200 mm) mit einer 
Verteilung nach Euler Typ II und einer Be-
lastungszeit von einer Stunde) sind noch 
weitere Teile des Plangebietes betroffen; 

Risikogebiet außerhalb von Überschwemmungsgebieten (HQextrem) mit Wassertiefen; Grundlage: © GeoBasis-DE/
LVGL-SL (2025); Bearbeitung: Kernplan GmbH

Festgesetztes Überschwemmungsgebiet des Erbachs (HQ100) mit Wassertiefen; Grundlage: © GeoBasis-DE/LVGL-
SL (2025); Bearbeitung: Kernplan GmbH

Starkregengefahrenkarte (N100), Saarland - Wassertiefen; Grundlage: © GeoBasis-DE/LVGL-SL (2025); Bearbei-
tung: Kernplan GmbH



Bebauungsplan „Bereich Merian-, Kollwitz-, Lenbachstraße Erbach“, 

Homburg-Erbach

11 www.kernplan.de

dementsprechend ist mit noch höheren 
Überflutungstiefen zu rechnen.

Für die Kreisstadt Homburg liegt ein Hoch-
wasser- und Starkregenvorsorgekonzept 
vor. Gemäß der darin enthaltenen Starkre-
gengefahrenkarte der Kreisstadt Homburg, 
Stadtteil Erbach ist im Falle eines Starkre-
genereignisses hN = 50 mm im Plangebiet 
insbesondere im Bereich der Kollwitzstraße 
im Umfeld des Seniorenwohnparks mit 
einer Überflutung zu rechnen (max. Über-
flutungstiefe 0,10 bis 1,00 m).

Den Grundstückseigentümern und 
Betreibern wird die eigenverantwortliche 
Umsetzung von Objektschutzmaßnahmen 
sowie die Erstellung eines objektspezifi-
schen Alarm- und Evakuierungsplans (insb. 
für den Seniorenwohnpark) im Rahmen der 

Eigenvorsorge nach § 5 Abs. 2 WHG drin-
gend angeraten.

Generell ist hinsichtlich der klimatischen 
Veränderungen darauf zu achten, dass die 
Oberflächenabflüsse aufgrund von Starkre-
genereignissen einem kontrollierten Ab-
fluss zugeführt werden. Den umliegenden 
Anliegern darf kein zusätzliches Risiko 
durch unkontrollierte Überflutungen ent-
stehen. Hierfür sind bei der Oberflächenpla-
nung vorsorglich entsprechende Maßnah-
men vorzusehen. Besondere Maßnahmen 
zur Abwehr von möglichen Überflutungen 
sind während der Baudurchführung und bis 
hin zur endgültigen Begrünung und Grund-
stücksgestaltung durch die Grundstücks-
eigentümer zu bedenken. Der Grad der Ge-
fährdung durch Starkregenereignisse ist im 

Zuge der Bauausführung anhand weiterer 
Daten näher zu untersuchen. 

Gemäß § 5 Abs. 2 WHG ist jede Person im 
Rahmen des ihr Möglichen und Zumutba-
ren verpflichtet, Vorsorgemaßnahmen zum 
Schutz vor nachteiligen Hochwasserfolgen 
und zur Schadensminderung zu treffen.

Berücksichtigung von 
Standortalternativen

Das Abwägungsgebot gem. § 1 Abs. 7 
BauGB und das Gebot des sparsamen Um-
gangs mit Grund und Boden gem. § 1a 
Abs. 2 BauGB verlangen eine Prüfung des 
Baulandbedarfs, die kritische Würdigung 
sich aufdrängender Standortalternativen, 
sowie in Grundzügen alternative Formen 
der Bodennutzung und Erschließung. Da-
durch wird sichergestellt, dass der geplante 
Standort private und öffentliche Belange so 
gering wie möglich beeinträchtigt (Verträg-
lichkeit) und die Planungsziele am besten 
erreicht.

Die Kreisstadt Homburg verfolgt mit der 
vorliegenden Planung das Ziel, ein bereits 
überwiegend bebautes Gebiet städtebau-
lich zu ordnen und die bestehenden Nut-
zungen planungsrechtlich zu sichern. Des 
Weiteren zielt der Bebauungsplan darauf 
ab, die Erschließung innerhalb des Plange
bietes entsprechend der vorgesehenen 
Funktionen zu sichern sowie eine maßvolle 
Fortentwicklung bzw. Nachverdichtung zu 
Wohnzwecken in den hierfür geeigneten 
Teilbereichen zu ermöglichen. 

Folgende Gründe sprechen für eine Nach-
verdichtung primär zu Wohnzwecken:

•	 Die geplante Nachverdichtung westlich 
der Merianstraße (südlich der bereits 
bestehenden Wohnbebauung) sowie 
zwischen der Merian- und der Lenbach-
straße trägt dem Planungsgrundsatz 
der Innen- vor Außenentwicklung Rech-
nung. 

•	 Mit der Nachverdichtung bzw. Fortent-
wicklung des Gebietes werden vorhan-
dene Infrastruktur- und Erschließungs-
kapazitäten besser ausgelastet und 
eine flächensparende, nachhaltige Sied
lungsentwicklung gefördert. 

•	 Die in Rede stehenden Flächen für eine 
Fortentwicklung des Siedlungskörpers 
bzw. eine Nachverdichtung sind räum-
lich und funktional eng mit dem be-
stehenden Siedlungskörper verbunden 
und für eine maßvolle Fortentwicklung 
bzw. Nachverdichtung zu Wohnzwe-

Starkregengefahrenkarte (N100), Saarland - Fließrichtung und -geschwindigkeit; Grundlage: © GeoBasis-DE/
LVGL-SL (2025); Bearbeitung: Kernplan GmbH

Starkregengefahrenkarte (N100), Saarland - Fließrichtung und -geschwindigkeit; Grundlage: © GeoBasis-DE/
LVGL-SL (2025); Bearbeitung: Kernplan GmbH
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cken prädestiniert. Der bestehende 
Siedlungskörper des Homburger Stadt-
teils Erbach wird sinnvoll arrondiert.

•	 Der Flächennutzungsplan der Kreisstadt 
Homburg stellt den geplanten Nachver-
dichtungsbereich als Teil einer geplan-
ten Wohnbaufläche (W 115) dar. Dem-
nach hat eine Prüfung von Standortalter
nativen bereits auf dieser Ebene statt-
gefunden.

•	 Im Zusammenhang mit der verkehrli-
chen Erschließung muss im Zuge der 
Realisierung der Planung lediglich die 
Merianstraße im südlichen Teilabschnitt, 
der derzeit lediglich als Fuß- und 
Radweg ausgebildet ist, entsprechend 
ausgebaut werden.

•	 Die Umgebung des Plangebietes ist 
überwiegend durch Wohnnutzungen 
bzw. durch Nutzungen, die das Wohnen 
nicht wesentlich stören, geprägt, wo-
durch mit der Ausweisung eines Wohn-
gebietes weder vom Plangebiet auf die 
Umgebungsnutzung noch von der Um-
gebung auf das Plangebiet nachteilige 
Auswirkungen zu erwarten sind. 

•	 Der Standort ist insbesondere aufgrund 
der guten Verkehrsanbindung (B 423, 
BAB 6 und 8), der Nähe zum Hombur-
ger Hauptbahnhof, der vorhandenen 
sozialen Infrastruktur (u.a. Grundschule 
Luitpold Homburg) sowie des (Nah-)
Versorgungsangebotes (u.a. Netto Mar-
ken-Discount) gut geeignet zur Schaf-
fung von vielfältigen Wohnraumange-
boten. 

Eine Betrachtung von Planungsalternativen 
im Sinne der Standortfindung kann aus den 
dargelegten Gründen außen vor bleiben.
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Übergeordnete Planungsvorgaben der Raumordnung und Landesplanung; naturschutzrechtliche Be-
lange; geltendes Planungsrecht

Kriterium Beschreibung

Landesentwicklungsplan (Siedlung und Umwelt)

zentralörtliche Funktion, Siedlungsachse Mittelzentrum Homburg, Siedlungsachse 1. Ordnung, Ordnungsraum (Kernzone des 
Verdichtungsraumes)

Vorrang- und Vorbehaltsgebiete Im LEP-Entwurf 2030 (2. Entwurf) ist im Bereich des festgesetzten Überschwemmungs-
gebietes des Erbachs ein Vorranggebiet Hochwasserschutz sowie im Bereich des Risi-
kogebietes außerhalb von Überschwemmungsgebieten ein Vorbehaltsgebiet Hochwas
serschutz vorgesehen. Die vorliegende Planung dient jedoch vorrangig der städtebau-
lichen Ordnung eines bereits überwiegend bebauten Bereichs sowie der 
planungsrechtlichen Sicherung der bestehenden Nutzungen. Die für eine maßvolle 
Fortentwicklung bzw. Nachverdichtung zu Wohnzwecken vorgesehenen Flächen west-
lich der Merianstraße sowie zwischen Merian- und Lenbachstraße liegen außerhalb der 
vorgesehenen Vorrang- und Vorbehaltsgebiete. Vor diesem Hintergrund ist von einer 
Vereinbarkeit des Vorhabens mit den Darstellungen des LEP-Entwurfs 2030 auszuge-
hen; bei Beachtung der getroffenen Festsetzungen sowie der Hinweise und Empfeh-
lungen sind keine Restriktionen zu erwarten.

zu beachtende Ziele und Grundsätze •	 Im LEP Umwelt 2004 wird der überwiegende Teil des Plangebietes als „Siedlungs
fläche überwiegend Wohnen“ dargestellt. 

•	 (Z 2) „Die Entwicklung der Siedlungs-, Wirtschafts- und Versorgungsstruktur sowie 
die Bereitstellung von Flächen für Wohnen, Gewerbe und zentralen Einrichtungen 
für die Daseinsgrundfunktionen ist am zentralörtlichen System auszurichten und auf 
die zentralen Orte unterschiedlicher Stufe zu konzentrieren. [...]“

•	 (G 7) „Die Mittelzentren [...] als Schwerpunkte der Siedlungstätigkeit, Wirtschaft, 
[...] sollen in ihrer Funktion gesichert und – soweit erforderlich – bedarfsgerecht 
ausgebaut werden.“

•	 (Z 12) „Zur Sicherung einer ausgewogenen Raumstruktur, zur Vermeidung einer 
flächenhaften Siedlungsstruktur sowie zur Verbesserung der Erreichbarkeitsverhält-
nisse ist die Siedlungsentwicklung in den zentralen Orten entlang der Siedlungs-
achsen zu konzentrieren.“

•	 (G 12) „Die dort vorhandenen Wohn- und Arbeitsstätten, zentrale Einrichtungen 
der Daseinsvorsorge, öffentliche und private Dienstleistungen sowie sonstigen 
Infrastruktureinrichtungen sollen an die aktuellen Rahmenbedingungen angepasst 
und – soweit möglich – in ihrem Bestand dauerhaft gesichert werden. [...]“

•	 (Z 16) „Die Siedlungsentwicklung ist schwerpunktmäßig auf die zentralen Orte und 
die Siedlungsschwerpunkte an den Siedlungsachsen mit leistungsfähiger 
Verkehrsanbindung zu konzentrieren. [...]“

•	 (G 16) „Auf [...] eine verkehrsgünstige Zuordnung von Wohn- und Arbeitsstätten 
[...] soll bei der Fach- und Bauleitplanung eben so hingewirkt werden, wie auf Flä-
chen und Ressourcen schonende Siedlungs-, Erschließungs- und Bauformen sowie 
umweltfreundliche Ver- und Entsorgungssysteme.“

•	 (Z 17) „Bei der Siedlungsentwicklung [...] sind vorrangig die im Siedlungsbestand 
vorhandenen Potenziale an Brach- und Konversionsflächen, Baulücken und Bau-
landreserven sowie das Erneuerungspotenzial des Siedlungsbestandes zu nutzen.“

•	 (G 20) „Die Wohn- und Umweltbedingungen sollen durch Planungen und Maß-
nahmen zur städtebaulichen Erneuerung, Wohnungsmodernisierung, Wohnumfeld-
gestaltung, zur Freiraumsicherung und Freiraumgestaltung, zur Verkehrsberuhigung 
und Verkehrsreduzierung, zur Förderung des nicht motorisierten Verkehrs und zur 
Stärkung des öffentlichen Nahverkehrs verbessert werden. Im Bereich guter ver-
kehrlicher Erschließung soll auf eine städtebauliche Verdichtung hingewirkt wer-
den.“
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Kriterium Beschreibung

zu beachtende Ziele und Grundsätze •	 (Z 21) „Bedarfsgerechte, städtebaulich sinnvolle Arrondierungen des Siedlungsbe-
standes haben Vorrang vor der Ausdehnung in den Außenbereich. [...] Ungeglieder-
te, bandartige Siedlungsentwicklungen entlang von Verkehrswegen außerhalb des 
Siedlungsbestandes sind zu vermeiden.“

•	 (G 21) „Siedlungsentwicklungen sollen sich ihrer städtebaulichen Struktur und 
Dimensionierung nach in das Orts- und Landschaftsbild einpassen. [...].“

•	 (Z 23) „Überschwemmungsgebiete und hochwassergefährdete Bereiche (Hochwas-
serabflussbereiche/ Retentionsflächen) sind vor einer Inanspruchnahme für Sied-
lungszwecke zu schützen.“

•	 (G 26) „Aufgrund der Fühlungs-, Standort- und Wegevorteile soll im Ordnungsraum 
eine weitere Konzentrierung von Wohn- und Arbeitsstätten im Sinne einer Nut-
zungs- und Verflechtungsintensivierung angestrebt werden.“

•	 (Z 26) „Das vorhandene Flächenpotenzial ist unter Vermeidung negativer Verdich-
tungsfolgen Flächen sparend und Umwelt schonend zu nutzen.“

•	 (Z 32) „Die Inanspruchnahme erschlossener Bauflächen hat Vorrang vor der Aus-
weisung und Erschließung neuer Wohnbauflächen. [...]“

•	 Mit der vorliegenden Planung soll das bereits überwiegend bebaute Gebiet städte-
baulich geordnet und die bestehenden Nutzungen planungsrechtlich gesichert 
werden. Die Flächen für eine maßvolle Fortentwicklung bzw. geplante Nachver-
dichtung des Plangebietes zu Wohnzwecken befinden sich westlich der Merian-
straße (südlich der bereits bestehenden Wohnbebauung) sowie zwischen der Me-
rian- und der Lenbachstraße. Diese liegen weder in einem festgesetzten Über-
schwemmungsgebiet noch in einem Risikogebiet außerhalb von Überschwem-
mungsgebieten gem. § 78b WHG. Vor diesem Hintergrund kann festgehalten wer-
den, dass das Vorhaben den o.g. Zielen und Grundsätzen entspricht und sich dem-
nach keine Restriktionen für das Vorhaben ergeben.

Wohneinheiten •	 Baureifmachung für zweckentsprechende Nutzung des Gebietes (westlicher Teil 
des Plangebietes)

•	 Der westliche Teil des Plangebietes ist bereits im Flächennutzungsplan der Kreis-
stadt Homburg (Saar) als geplante Wohnbaufläche dargestellt und damit in der 
Wohneinheitenbilanz als FNP-Reservefläche voll berücksichtigt; mit dem Bebau-
ungsplan werden keine darüber hinaus gehenden Wohneinheiten geschaffen.

•	 Als Wohnungsbedarf sind im LEP für die Kreisstadt Homburg 3,5 Wohnungen pro 
1.000 Einwohner und Jahr festgelegt.

•	 Nach LEP sind als durchschnittliche Siedlungsdichte bezogen auf das Bruttowohn-
bauland bei Wohnbauflächenausweisungen folgende Dichtewerte in Wohnungen 
pro Hektar (W/ha) mindestens einzuhalten: 30 W/ha in der Kernstadt der Mittel-
zentren im Ordnungsraum

•	 Das Vorhaben hat keine Auswirkung auf das landesplanerische Ziel eines landes-
weit und siedlungsstrukturell ausgeglichenen und ressourcenschonenden Wohn-
bauflächenangebotes.

Einwohner  
(Stand: 01.04.2025)

Bedarf WE/ 
1.000 Einwohner  
und Jahr

WE-Bedarf 
2025-2039

durchschnittliche  
Siedlungsdichte  
(WE/ ha)

Bedarf  
Siedlungsfläche  
2025-2039 in ha

Erbach 12.342 3,5 648,0 30 21,6

Berechnung Wohnraumbedarf nach LEP Siedlung 2006 in der Kreisstadt Homburg 2025 - 2039; Quelle:Wohnflächenkonzept Kreisstadt Homburg, Stand: 21.11.2025, S. 8

Wohnraumbedarf 
abzgl. Baulücken

Summe laufende 
BP-Verfahren

Summe weitere 
Potenzialflächen

Bilanz Bedarf/ laufende Verfahren 
und Potenzialflächen

Erbach-Reiskirchen 587,9 WE/ 19,6 ha 32 WE/ 1,1 ha 486 WE/ 16,2 ha 69,9 WE/ 2,3 ha

Bilanz Wohnbauflächenbedarfswerte und Flächenkulisse des Wohnbauflächenkonzeptes; Quelle:Wohnflächenkonzept Kreisstadt Homburg, Stand: 21.11.2025, S. 41



Bebauungsplan „Bereich Merian-, Kollwitz-, Lenbachstraße Erbach“, 

Homburg-Erbach

15 www.kernplan.de

Kriterium Beschreibung

Landschaftsprogramm Es liegen keine speziellen Entwicklungsziele oder Funktionszuweisungen vor.

Übergeordnete naturschutzrechtliche Belange

Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung nicht betroffen

Sonstige Schutzgebiete: Wasserschutz-, Na-
turschutz-, Landschaftsschutz-, Über-
schwemmungsgebiete, Geschützte Land-
schaftsbestandteile, Nationalparks, Biosphä-
renreservate, Naturpark, Regionalpark

•	 Das Plangebiet liegt im Regionalpark Saar; damit sind jedoch keine Restriktionen 
verbunden.

•	 Teile des östlichen Geltungsbereiches liegen in einem festgesetzten Überschwem-
mungsgebiet des Erbachs gem. § 76 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 WHG i.V.m. § 79 Abs. 2 S. 1 
SWG. Hierbei handelt es sich um ein Gebiet, in dem ein Hochwasserereignis statis-
tisch einmal in 100 Jahren zu erwarten ist. Die §§ 78 ff. WHG sind zu beachten. 

Biotopkartierung Saarland nicht betroffen

•	 Der nächstgelegene FFH-Lebensraumtyp mit der Kennung BT-6609-0577-2017 be-
findet sich ab ca. 75 m westlich des Plangebietes.

Biotopverbundflächen nicht betroffen

Denkmäler/ Naturdenkmäler/ archäologisch 
bedeutende Landschaften nach § 6 SDSchG 
oder in amtlichen Karten verzeichnete Ge-
biete

nicht betroffen

Unzerschnittene Räume nach § 6 Abs. 1 
SNG

nicht betroffen

Landesplanung und Informelle Fachplanun-
gen

Landesentwicklungsplan Teilabschnitt Umwelt 2004/2030
Der ca. 4,7 ha große Geltungsbereich des Bebauungsplans „Homburg Stadtteil Er-
bach „Bereich Merian-, Kollwitz-, Lenbachstraße befindet sich in keinem umweltrele-
vanten landesplanerischen Vorranggebiet gemäß LEP-Teilabschnitt Umwelt 2004 oder 
des im Entwurf vorliegenden LEP-Saarland 2030 (GEOPORTAL SAARLAND, 2026). Ein 
Vorranggebiet für Grundwasserschutz befindet sich ca. 80 m südlich des Geltungs-
bereichs. 

Landschaftsprogramm und Arten- und Biotopschutzprogramm (ABSP) 
Das Landschaftsprogramm des Saarlandes sowie das saarländische Arten- und Bio-
topschutzprogramm machen zum Plangebiet keine Aussagen. Die ABSP-Kernfläche 
6609127, bei der es sich um Nasswiesen mit Seggen und Hochstauden, Bach mit 
wechselfeuchten, gemähten Wiesen sowie um eine Rinderweide handelt, liegt ge-
trennt durch die stark befahrene Berliner Straße ca. 100 m nördlich des Geltungsbe-
reichs. Wertbestimmende Merkmale dieser Fläche sind die beiden Libellenarten Cordu-
legaster boltoni, Calopteryx splendens sowie die beiden Vogelarten Schwarzkehlchen 
und Rohrammer.

Schutzgebiete
Der nordöstliche Teilraum des Geltungsbereichs des Bebauungsplans, der bereits stark 
bebaut ist, befindet sich innerhalb des Überschwemmungsgebietes des Erbachs, das 
gesamte Plangebiet innerhalb des „Regionalparks Saar“.
Weitere Schutzgebiete nach Wasser- oder Naturschutzrecht liegen nicht vor. 
Bei dem am nächsten zum Geltungsbereich liegenden Schutzgebiet handelt es sich um 
die ca. 80 m südlich des Geltungsbereichs liegende Schutzzone III des Wasserschutz-
gebietes „C 17 Homburg Brunnenstraße“. 

Geschützte Biotope/FFH-Lebensraumtypen gemäß Anhang I der FFH-RL
Laut GeoPortal Saarland sowie einer eigenen am 26.Februar 2026 durchgeführten 
Begehung vor Ort befinden sich im Geltungsbereich weder Geschützte Biotope nach 
§ 30 BNatSchG und/oder § 22 SNG noch FFH-Lebensraumtypen des Anhang I der 
FFH-Richtlinie.
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Kriterium Beschreibung

Artnachweise nach GeoPortal des Saarlandes 
Laut GeoPortal des Saarlandes (2026) liegen für das Plangebiet und dessen direktem 
Umfeld keine Daten zu relevanten Artvorkommen vor. Im Umfeld des Plangebiets - und 
damit auch potenziell im Plangebiet vorkommend - wurde 2013 die Mauereidechse 
nachgewiesen.

Biotopverbund
Der Geltungsbereich hat aufgrund der geringen Größe der dort vorkommenden Bio-
tope und seiner Lage am Siedlungsrand von Homburg-Erbach liegend zwar keine Be-
deutung für den landesweiten und regionalen Biotopverbund, jedoch eine Trittstein-
biotopfunktion für städtische Lebensräume.

Andere Naturgüter
Das Plangebiet befindet sich im Bereich von teilräumlich (östlicher Teilraum) versiegel-
ten oder teilversiegelten Flächen (Gebäude, Fahrbahn, Parkplatz) und damit in einem 
Bereich anthropogen sehr stark überformter und veränderter Böden. Im westlichen 
Randbereich treten lehmige und anlehmige Sande, die sich durch ein geringes natür-
liches Ertragspotenzial und Stauwassereinfluss auszeichnen, auf. Der nordöstliche Teil-
raum des Geltungsbereich grenzt an den teilweise verrohrten, teilweise offenliegenden 
und von einem lückigen Gehölzsaum begleiteten Erbach, einem Gewässer III. Ordnung, 
an.

Allgemeiner Artenschutz

Allgemeiner Schutz wild lebender Tiere und 
Pflanzen (§ 39 Abs. 5 S. 1 Nr. 2 BNatSchG)

Zum Schutz wild lebender Tiere und Pflanzen ist die gesetzliche Rodungszeit vom 01. 
Oktober bis 28. Februar einzuhalten.

Besonderer Artenschutz (§§ 19 und 44 des BNatSchG)

Störung oder Schädigung besonders ge-
schützter Arten bzw. natürlicher Lebensräu-
me nach § 19 i.V.m. dem USchadG, Verbots-
tatbestand nach § 44 BNatSchG

Zu den artenschutzrechtlich relevanten Arten 
zählen alle gemeinschaftsrechtlich geschütz-
ten Tier- und Pflanzenarten d. h. alle streng 
geschützten Arten inklusive der 
FFH-Anhang-IV-Arten sowie alle europäi-
schen Vogelarten.

Bebauungsplan 
Ziel des Bebauungsplans ist es, die planungsrechtliche Voraussetzung für die Entwick-
lung von Allgemeinen Wohngebieten und Mischgebieten zu schaffen, um der örtlichen 
Nachfrage nach Wohnraum und Arbeitsstätten gerecht zu werden.

Biotop-/Habitatausstattung des Geltungsbereichs
Beim Plangebiet handelt es sich um einen großflächig von Gebäuden und Gebäu-
dekomplexen (z.B. Seniorenheim) sowie versiegelten oder teilversiegelten schwach 
begrünten (gärtnerisches Grün) Parkplätzen geprägten Stadtrand. Insbesondere der 
westliche und südwestliche Teilraum wird von Grünstrukturen wie Gehölzbrachen, 
Gärten mit jungem bis mittelaltem Baumbestand (Obstbäume, Laub- und Nadelbäu-
me), Brombeergestrüpp, Baumhecken, Reitgras- und Altgrasstreifen gekennzeichnet. 
Eine ca. 1.220 m2 große Fläche im Südwesten wurde erst kürzlich gerodet und wird 
derzeit von Schlagreisig bedeckt. Die einzelnen Grundstücke werden teilweise mit fla-
chen Mauern abgegrenzt. 
Die im Plangebiet wachsenden Bäume, bei denen es sich vor allem um Trauben-Eichen, 
Birken, Sal-Weiden, Spitz-Ahorn, Kirschpflaume, Ess-Kastanien, Obstbäume und Na-
delbäume handelt, stellen überwiegend Stangenholz und schwaches Baumholz dar. 
Vereinzelt, vor allem die Nadelbäume, sind dem mittleren Baumholz zuzuordnen.  Bei 
der am 26.02.2026 durchgeführten Begehung wurden außer einem Elsternest, weder 
weitere Nester noch Horste, Höhlen, Spalten oder Astlöcher festgestellt. 
Im Plangebiet kommen weder Geschützte Biotope nach Bundes- und Landesnatur-
schutzgesetz noch FFH-Lebensraumtypen gemäß Anhang I der FFH-RL vor. 

Vorbelastungen
Der Geltungsbereich ist durch visuelle Unruhe und Lärm sowie den hohen Versiege-
lungsgrad stark vorbelastet.
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Kriterium Beschreibung

Bedeutung als Lebensraum für abwägungs- oder artenschutzrechtlich rele-
vante Tier- und Pflanzenarten
Aus artenschutzrechtlicher Sicht lassen sich grundsätzlich zwei Teilräume innerhalb des 
Plangebiets unterscheiden. Zum einen die überwiegend bebauten, versiegelten und 
teilversiegelten Bereiche im Norden und Osten sowie die von Vegetation bestandenen 
Freiräume im Westen und Südwesten. Während der erstgenannte Teilraum aufgrund 
des hohen Versiegelungsgrads in Verbindung mit der sehr hohen Vorbelastung durch 
Lärm und visueller Unruhe keine Bedeutung als Lebensraum für abwägungs- oder ar-
tenschutzrechtlich relevante Tier- und Pflanzenarten hat, kommt den vegetationsbe-
stimmten Freiräumen eine lokale Bedeutung als Lebensraum (Brut- und Nahrungshabi-
tat) weit verbreiteter und synanthroper Arten sowie potenziell eine geringe Bedeutung 
für artenschutzrechtlich relevante Reptilienarten (Mauer-, Zaun- oder Waldeidechse) 
zu. Während der Begehung konnten u.a. Rotkehlchen, Kohl- und Blaumeise sowie Am-
sel beobachtet oder verhört werden. 
Das Plangebiet bietet jedoch keine Lebensräume für störungsempfindliche Vogelarten 
sowie mit Ausnahme für Zaun-, Mauer- oder Waldeidechse keinen Ganzjahres- oder 
Saisonlebensraum für artenschutzrechtlich relevante Amphibien-, Reptilien-, Schmet-
terlings- oder Säugetierarten. Fledermäuse wie Zwergfledermaus oder Abendsegler 
dürften die Freiräume als Jagdhabitat nutzen.
Ältere Bäume, die geeignete Strukturen für potenzielle Sommer- oder Männchenquar-
tiere für Fledermäuse und Brutmöglichkeiten für Höhlenbrüter darstellen, fehlen. 

Artenschutzrechtliche Beurteilung
Aufgrund der Eignung des Plangebiets als Lebensraum für synanthrope Arten kann 
bei Einhaltung der gesetzlichen Rodungsverbotszeiträume (01.03. bis 30.09.) das Ein-
treten der Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 BNatSchG für die meisten im Plangebiet 
vorkommenden Tierarten vermieden werden. Da insbesondere aufgrund der bestehen-
den Vernetzung mit einem großflächigen westlich des Plangebiets liegenden Gebüsch, 
in Verbindung mit den o.g. Strukturen (Mauern, Gehölzbrachen, Altgras- und Reitgras-
bestände) Einzelvorkommen artenschutzrechtlich relevanter Reptilienarten per se nicht 
ausgeschlossen werden können, sind die nachfolgend gekennzeichneten Bereiche vor 
der Baufeldfreimachung auf das Vorkommen von Reptilien zu untersuchen. Bei Nach-
weisen sind in Abstimmung mit der zuständigen Naturschutzbehörde geeignete Ver-
meidungs- und Minimierungsmaßnahmen festzulegen.
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Kriterium Beschreibung

Auswirkungen im Sinne des Umweltschadensgesetzes
Lebensraumtypen nach Anhang I der FFH-RL oder nach Landes- oder Bundesnatur-
schutzgesetz pauschal Geschützte Biotope sind planbedingt nicht betroffen.

Da dem Geltungsbereich zudem keine Bedeutung als Lebensraum i.S.d. § 19, Abs. 3 
Nr. 1 BNatSchG zugewiesen werden kann, das Vorkommen entsprechender Arten mit 
Ausnahme dem potenziellen Vorkommen von Mauer-, Zaun- oder Waldeidechse nicht 
zu erwarten ist, sind bei Einhaltung der oben skizzierten Maßnahmen Schäden n. § 19 
BNatSchG i.V. mit dem Umweltschadensgesetz nicht zu erwarten. 

Damit ist eine behördliche Freistellung von der Umwelthaftung vorliegend möglich.

Planungshinweise
Bei der Umsetzung des Vorhabens sollte versucht werden, einzelne Laub- oder Obst-
bäume zu erhalten, einen möglichst hohen Grünanteil (auch aus siedlungsklimatischer 
Sicht) sowie Maßnahmen für Gebäudebrüter wie Nisthilfen vorzusehen.
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Kriterium Beschreibung

Geltendes Planungsrecht

Flächennutzungsplan Der Flächennutzungsplan der Kreisstadt Homburg stellt im nordöstlichen Bereich des 
Plangebietes eine gemischte Baufläche, im südöstlichen Bereich eine Wohnbaufläche 
sowie im westlichen Bereich eine geplante Wohnbaufläche (W 115) dar. Im Übrigen 
wird zwischen der geplanten Wohnbaufläche und der Berliner Straße eine Grünfläche 
sowie die Berliner Straße selbst als Fläche für den überörtlichen Verkehr und für die 
örtlichen Hauptverkehrszüge dargestellt. 

Die im Flächennutzungsplan dargestellte geplante Wohnbaufläche ist im Plangebiet 
bereits teilweise realisiert. Die parallel zur Berliner Straße dargestellte Grünfläche ist 
im Bestand nicht umgesetzt bzw. nicht erhalten. Darüber hinaus wurde im Bereich der 
dargestellten gemischten Baufläche zwischenzeitlich ein Seniorenwohnpark errichtet; 
hierbei handelt es sich um eine besondere Wohnform. 

Vor diesem Hintergrund weicht der vorliegende Bebauungsplan in Teilen von den Dar-
stellungen des Flächennutzungsplanes ab. Die geordnete städtebauliche Entwicklung 
des Stadtgebietes wird hierdurch jedoch nicht beeinträchtigt, da der Bebauungsplan 
im Wesentlichen die bereits vollzogene städtebauliche Entwicklung nachvollzieht und 
planungsrechtlich ordnet. Der Flächennutzungsplan ist daher gem. § 13a Abs. 2 Nr. 2 
BauGB im Wege der Berichtigung anzupassen.

Ausschnitt aus dem Flächennutzungsplan der Kreisstadt Homburg (Saar) mit Verortung des Plangebietes

Bebauungsplan Ein Bebauungsplan liegt nicht vor. Die planungsrechtliche Zulässigkeit von Vorhaben 
richtet sich bislang nach § 34 BauGB. In der Praxis ist dabei häufig nicht eindeutig zu 
beurteilen, ob Bauvoranfragen bzw. Bauanträge positiv zu bescheiden sind. Insbeson-
dere aufgrund des breiten Nutzungsspektrums sowie möglicher Entwicklungen hin-
sichtlich Gebäudehöhen und Nutzflächen kann eine Genehmigungspraxis nach § 34 
BauGB die städtebauliche Entwicklung nicht in dem erforderlichen Maß steuern. Die 
Entwicklung der letzten Jahre zeigt eine Tendenz zur weiteren innerstädtischen Ver-
dichtung; zugleich ist ohne verbindliche Festsetzungen nicht klar abgrenzbar, welche 
Bereiche städtebaulich für eine Nachverdichtung geeignet sind und wo diese begrenzt 
werden soll. Daher ist die Aufstellung eines Bebauungsplanes erforderlich.
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Begründungen der Festsetzungen und weitere 
Planinhalte

Art der baulichen Nutzung

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 4 und 
6 BauNVO

Zentrales Ziel dieses Bebauungsplanes ist 
es, das primär durch Wohnnutzung gepräg-
te Plangebiet zwischen der Berliner Straße 
(L 119) und der Ludwigstraße im Stadtteil 
Erbach städtebaulich zu ordnen und die be-
stehenden Nutzungen planungsrechtlich zu 
sichern. Des Weiteren soll eine maßvolle 
Fortentwicklung bzw. Nachverdichtung zu 

Wohnzwecken in bislang nicht oder nur un-
geordnet baulich genutzten Teilbereichen 
ermöglicht werden. 

Entsprechend dem überwiegend wohnge-
prägten Charakter des Plangebietes und der 
geplanten Weiterentwicklung des Plan
gebietes zu Wohnzwecken wird als Art der 
baulichen Nutzung ein Allgemeines Wohn-
gebiet (WA) festgesetzt. Lediglich im Be-
reich der Berliner Straße (L 119) wird zur Si-
cherung eines bereits bestehenden rein ge-
werblich genutzten Gebäudes und zur Ab-

bildung der dortigen Standortbedingungen 
ergänzend ein Mischgebiet (MI) festgesetzt.

Allgemeines Wohngebiet  
(WA 1 bis WA 6)

Gem. § 4 BauNVO

Ein Allgemeines Wohngebiet ist ein Bauge-
biet, dessen Zweckbestimmung vorwiegend 
dem Wohnen dient. Im Unterschied zum 
Reinen Wohngebiet sind jedoch auch er-
gänzende öffentliche und private Einrich-

Ausschnitt der Planzeichnung des Bebauungsplanes, ohne Maßstab; Quelle und Stand Katastergrundlage: LVGL, Stand: 09.12.2025); Bearbeitung: Kernplan GmbH

WA 5
2 WE

II

GRZ
0,5

GOKmax.

11,00 m

o D , H

WA 6 IV

GRZ
0,6

GOKmax.

14,50 m

a -

WA 3 II

GRZ
0,4

GOKmax.

11,00 m

o ED

WA 2 II bis III

GRZ
0,4

GOKmax.

14,50 m

o E

WA 1b II bis IV

GRZ
1,0

GOKmax.

14,50 m

o E

MI III

GRZ
0,6

GOKmax.

17,00 m

a E

WA 4
2 WE

II

GRZ
0,4

GOKmax.

11,00 m

o ED

WA 1a II bis IV

GRZ
0,85

GOKmax.

14,50 m

o E



Bebauungsplan „Bereich Merian-, Kollwitz-, Lenbachstraße Erbach“, 

Homburg-Erbach

21 www.kernplan.de

tungen, welche die Wohnruhe nicht we-
sentlich stören, zulässig.

Zur Sicherung der Wohnruhe und zur gleich-
zeitigen Ermöglichung wohnverträglicher 
Ergänzungsnutzungen werden die nach § 4 
BauNVO zulässigen Nutzungen innerhalb 
der WA-Teilbereiche differenziert geregelt. 
Maßgeblich hierfür sind die bestehenden 
Nutzungen, die Lage im Plangebiet sowie 
die Erschließungs- und Verkehrssituation.

Allgemeines Wohngebiet  
(WA 1 bis WA 3) 

Innerhalb der Allgemeinen Wohngebiete 
WA 1 bis WA 3 finden sich Ein- und Mehrfa-
milienhäuser. Die äußere Erschließung er-
folgt über die Berliner Straße (L 119) im 
Norden und die Ludwigstraße im Süden; die 
interne Erschließung erfolgt über die Me-
rian- und Kollwitzstraße sowie anteilig über 
die Lenbachstraße. 

In den WA 1 bis WA 3 sind neben Wohnge-
bäuden auch die der Versorgung des Gebie-
tes dienenden Schank- und Speisewirt-
schaften sowie nicht störenden Handwerks-
betriebe und Anlagen für kirchliche, kultu-
relle, soziale und gesundheitliche Zwecke 
allgemein zulässig (§ 4 Abs. 2 BauNVO). 

Darüber hinaus können Betriebe des Beher-
bergungsgewerbes, sonstige nicht störende 
Gewerbebetriebe und Anlagen für Verwal-
tungen ausnahmsweise zugelassen werden 
(§ 4 Abs. 3 BauNVO). Diese Nutzungen sol-
len sich in erster Linie in verkehrlich gut er-
schlossenen Bereichen ansiedeln.

Nicht zulässig sind Anlagen für sportliche 
Zwecke, Gartenbaubetriebe und Tankstellen 
gemäß § 4 Abs. 2 und 3 BauNVO i.V.m. § 1 
Abs. 5 und Abs. 6 Nr. 1 BauNVO, da diese 
aufgrund ihrer möglichen Immissionsbelas-
tung nachteilige Auswirkungen auf die 
Wohnnutzung sowie auf die Wohnruhe und 
-qualität haben können. Auch dem üblicher-
weise erhöhten Flächenbedarf und den 
baulichen Anforderungen dieser Nutzungen 
kann an diesem Standort nicht Rechnung 
getragen werden. Insbesondere Tankstellen 
haben üblicherweise ein erhöhtes Verkehrs-
aufkommen, was wiederum nachteilige 
Auswirkungen mit sich bringen würde. Gar-
tenbaubetriebe und Tankstellen sind darü-
ber hinaus aus gestalterischen Aspekten 
nicht in das Wohngebiet integrierbar. Im üb-
rigen Stadtgebiet sind genügend Flächen 
für die vorgenannten Nutzungen vorhan-
den.

Ebenfalls unzulässig sind die der Versor-
gung des Gebietes dienenden Läden gemäß 
§ 4 Abs. 2 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 5 
BauNVO. Da der zentrale Versorgungsbe-
reich Erbach in direkter Nachbarschaft liegt 
(siehe Abgrenzung des zentralen 
Versorgungsbereich Erbach: Aktualisierung 
des Einzelhandels- und Zentrenkonzepts für 
die Kreis- und Universitätsstadt Homburg, 
Stand: Dezember 2025, S. 45 und 158; 
Markt und Standort Beratungsgesellschaft 
mbH), ist die wohnungsnahe Versorgung 
bereits in angemessener Entfernung gesi-
chert und städtebaulich sinnvoll konzent-
riert. Einzelhandelsnutzungen in den WA 1 
bis WA 3 würden u.a. diese Konzentrations-
wirkung unterlaufen und könnten zu einer 
ungewollten Streuung von Angebotsstruk-
turen mit nachteiligen Auswirkungen auf 
die Funktionsfähigkeit des zentralen Versor-
gungsbereichs führen. 

Allgemeines Wohngebiet  
(WA 4 und WA 5) 

Innerhalb der Allgemeinen Wohngebiete 
WA 4 und WA 5 finden sich überwiegend 
kleinteilige Doppel- und Reihenhäuser. Ver-
einzelt finden sich zudem Einfamilienhäuser 
sowie noch unbebaute Grundstücksflächen. 
Die Erschließung erfolgt über die Kollwitz-
straße; die Lenbachstraße, die den Teilbe-
reich intern erschließt, ist als Spielstraße 
(Sackgasse) ausgestaltet. 

Aufgrund der damit verbundenen einge-
schränkten Verkehrsabwicklung und des be-
grenzten öffentlichen Raums ist in diesem 
Teilbereich des Plangebietes eine Reduzie-
rung potenziell verkehrs- und immissionsin-
tensiver Nutzungen erforderlich. Ziel ist es, 
Nutzungskonflikte zu vermeiden und die 
Wohnruhe sowie die Funktionsfähigkeit der 
Erschließung dauerhaft zu gewährleisten. 
Vor diesem Hintergrund soll dieser Teilbe-
reich des Plangebietes auch weiterhin vor-
rangig auf Wohnen ausgerichtet sein.

Demzufolge sind in den Allgemeinen Wohn-
gebieten WA 4 und WA 5 neben Wohnge-
bäuden lediglich die der Versorgung des 
Gebietes dienenden nicht störende Hand-
werksbetriebe sowie Anlagen für kirchliche, 
kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwe-
cke zulässig (§ 4 Abs. 2 BauNVO). Alle übri-
gen Nutzungen sind gemäß § 4 Abs. 2 und 
3 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 5 und Abs. 6 Nr. 1 
BauNVO unzulässig.

Allgemeines Wohngebiet  
(WA 6) 

Innerhalb des Allgemeinen Wohngebietes 
WA 6 befindet sich eine große Seniorenein-
richtung mit integriertem Gesundheits- und 
Pflegezentrum (Seniorenwohnpark „Am Er-
bach“ mit Wohn- und Pflegeangeboten). 
Hierbei handelt es sich um eine besondere 
Wohnform. Die äußere Erschließung erfolgt  
über die Berliner Straße (L 119) im Norden,  
die Dürerstraße im Osten und die innerhalb 
des Plangebietes befindliche Kollwitzstraße. 

Zur Sicherung und bedarfsgerechten Wei-
terentwicklung dieser Einrichtung sowie zur 
Ermöglichung ergänzender, wohnverträgli-
cher Dienstleistungen werden im WA 6 ge-
mäß § 4 Abs. 2 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 6 
Nr. 2 BauNVO auch sonstige nicht störende 
Gewerbebetriebe sowie Anlagen für Ver-
waltungen allgemein zugelassen. Damit 
können insbesondere gesundheits- und 
pflegenahen Nutzungen (z.B. Praxis-, Thera-
pie-, Beratungs- oder Verwaltungsangebo-
te) sowie weitere nicht störende Dienstleis-
tungen, die dem Betrieb und der Versor-
gung der Bewohner dienen, planungs
rechtlich abgesichert bzw. ermöglicht wer-
den, ohne den Charakter des Gebietes als 
Wohngebiet zu verändern.

Läden, die der Versorgung des Gebietes die-
nen, werden im WA 6 gemäß § 4 Abs. 2 
Nr. 2 BauNVO i. V. m. § 1 Abs. 5 und Abs. 6 
Nr. 1 BauNVO dagegen ausgeschlossen. Der 
Ausschluss erfolgt, um zusätzliche verkehr
liche Belastungen (Kunden- und Lieferver-
kehre) sowie hieraus potenziell resultieren-
de Störungen in dem sensiblen Wohnum-
feld der Senioreneinrichtung zu vermeiden 
und den Wohngebietscharakter zu sichern. 
Zudem liegt der zentrale Versorgungsbereich 
von Erbach unmittelbar angrenzend (siehe 
Abgrenzung des zentralen Versorgungsbe
reich Erbach: Aktualisierung des Einzelhan-
dels- und Zentrenkonzepts für die Kreis- 
und Universitätsstadt Homburg, Stand: De-
zember 2025, S. 45 und 158; Markt und 
Standort Beratungsgesellschaft mbH), so-
dass eine wohnungsnahe Versorgung fuß-
läufig und gebündelt im zentralen Versor
gungsbereich gewährleistet ist. Zusätzliche 
Einzelhandelsnutzungen im WA 6 sind städ-
tebaulich nicht erforderlich und könnten zu 
einer unerwünschten Verlagerung bzw. Zer-
splitterung von Einzelhandelsfunktionen 
führen; der Ausschluss dient daher, wie 
auch in den Allgemeinen Wohngebieten 
WA 1 bis WA 3, zugleich der Stärkung und 
Funktionssicherung des angrenzenden zen-
tralen Versorgungsbereichs. 
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Nutzungen mit typischerweise höherem 
Verkehrsaufkommen oder Störpotenzial 
(Anlagen für sportliche Zwecke, Gartenbau-
betriebe, Tankstellen) werden gemäß §  4 
Abs. 2 und 3 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 5 und 
Abs. 6 Nr. 1 BauNVO ebenfalls ausgeschlos-
sen; Beherbergungsbetriebe sind nur aus-
nahmsweise zulässig (§ 4 Abs. 3 BauNVO). 
Hierdurch sollen Nutzungskonflikte und zu-
sätzliche Belastungen im Wohnumfeld ver-
mieden werden.

Mischgebiet (MI)

Gem. § 6 BauNVO

Mischgebiete dienen gemäß § 6 Abs. 1 
BauNVO dem Wohnen und der Unterbrin-
gung von Gewerbebetrieben, die das Woh-
nen nicht wesentlich stören. 

Im Kreuzungsbereich Berliner Straße (L119)/ 
Merianstraße befindet sich eine größere ge-
werbliche Einheit, u.a. mit einem Fitnessstu-
dio und einem Gebrauchtwarenladen der 
Lebenswerk eG (fairness-Kaufhaus Hom-
burg). Die Festsetzung dieses Bereichs als 
Mischgebiet dient der planungsrechtlichen 
Sicherung der bestehenden gewerblichen 
Nutzungen. Gleichzeitig wird damit pers-
pektivisch eine verträgliche Mischung von 
Wohnen und Gewerbe an diesem durch die 
Berliner Straße (L 119) stärker verkehrlich 
geprägten Standort ermöglicht. Darüber hi-
naus liegt die als Mischgebiet festgesetzte 
Fläche innerhalb des zentralen Versor-
gungsbereichs „Erbach“ gemäß dem Ein-
zelhandels- und Zentrenkonzept für die 
Kreis- und Universitätsstadt Homburg 
(2025). Quelle: Aktualisierung des Einzelhandels- 
und Zentrenkonzepts für die Kreis- und Universitäts-
stadt Homburg, Stand: Dezember 2025, S. 158; Markt 
und Standort Beratungsgesellschaft mbH.

Allgemein zulässig sind alle Nutzungen des 
§ 6 Abs. 2 BauNVO bis auf § 6 Abs. 2 Nr. 8 
BauNVO. Hierbei handelt es sich um Ver-
gnügungsstätten i.S.d. § 4a Abs. 3 Nr. 2 
BauNVO in den Teilen des Gebietes, die 
überwiegend durch gewerbliche Nutzungen 
geprägt sind. Diese sowie Vergnügungsstät-
ten i.S.d. § 4a Abs. 3 Nr. 2 BauNVO außer-
halb der in § 6 Abs. 2 Nr. 8 BauNVO be-
zeichneten Teile des Gebietes sind gemäß 
§ 6 Abs. 2 i.V.m. § 1 Abs. 5 und Abs. 6 Abs. 3 
BauNVO unzulässig. Dies liegt darin be-
gründet, dass Vergnügungsstätten – insbe-
sondere bei abend- und nachtbezogener 
Nutzung – typischerweise mit erhöhtem Be-
sucheraufkommen, zusätzlichem Verkehr, 
Lärm- und Störimmissionen sowie einer Be-
einträchtigung der angrenzenden Wohnge-

biete (u.a. auch Seniorenwohnpark) einher-
gehen. Hiermit wird das Ziel verfolgt, insbe-
sondere die Nachbarschaftsverträglichkeit 
sowie die städtebauliche Ordnung dauer-
haft zu sichern. 

Des Weiteren wird mit Bezug auf die Zuläs-
sigkeit von Einzelhandelsbetrieben klarstel-
lend auf die Homburger Liste verwiesen. 

Ausgeschlossen aus dem Katalog der allge-
mein zulässigen Nutzungen werden außer-
dem Gartenbaubetriebe und Tankstellen. 
Hinsichtlich der allgemein zulässigen sons-
tigen Gewerbebetriebe (§ 6 Abs. 2 Nr. 4 
BauNVO) werden zudem Läden mit Ge-
schäfts- und Verkaufsflächen für Sexartikel 
(Sexshops und Videotheken) und sonstige 
Gewerbebetriebe, in denen sexuelle Tätig-
keiten gewerblich ausgeübt oder angebo-
ten werden (Bordelle bzw. bordellähnliche 
Betriebe einschließlich Wohnungsprostitu-
tion) ausgeschlossen. Dies ist aufgrund der 
bestehenden Nutzungen im Umfeld (u.a. 
Wohnbebauung) städtebaulich nicht er-
wünscht. Ebenso wenig eignet sich der 
Standort für Gartenbaubetriebe und Tank-
stellen; dies liegt insbesondere auch in der 
unmittelbaren Lage am Erbach begründet. 
An anderer Stelle im Stadtgebiet sind aus-
reichend Flächen bzw. geeignetere Standor-
te für die ausgeschlossenen Nutzungen vor-
handen. Dies gilt entsprechend 

Unzulässig sind gemäß § 6 Abs. 2 Nr. 4 
BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 5 und Abs. 9 
BauNVO zudem Werbeanlagen, welche sich 
nicht an der Stätte der Leistung befinden 
(Fremdwerbung). Fremdwerbeanlagen sind 
städtebaulich nicht gebietsverträglich, weil 
sie – anders als standortbezogene Eigen-
werbung – keinen funktionalen Beitrag zur 
Gebietsversorgung oder zur Orientierung 
leisten, sondern als eigenständige gewerbli-
che Nutzungen v.a. auf maximale Sichtbar-
keit und Frequenz abzielen. Fremdwerbean-
lagen fügen sich nicht wie Eigenwerbung 
ein; sie dienen weder den im Plangebiet an-
sässigen Betrieben, noch sind sie für deren 
Fortbestand erheblich. Mit dem Ausschluss 
von Fremdwerbeanlagen soll u.a. einer 
Überformung des öffentlichen Raumes (vi-
suelle Unruhe, „Werbewald“, Dominanz 
gegenüber Fassaden- und Freiraumgestal
tung) entgegengewirkt sowie das Stadt- 
und Straßenbild geschützt werden.

Mit den getroffenen Festsetzungen wird 
überdies die Funktionsfähigkeit und städte-
bauliche Ordnung des zentralen Versor-
gungsbereichs gesichert, indem an diesem 
Standort eine zentrenverträgliche Nut-

zungsdurchmischung mit ergänzenden 
Dienstleistungs- und ggf. versorgungsrele-
vanten Angeboten ermöglicht und gleich-
zeitig gebiets- bzw. zentrenunverträgliche 
Nutzungen ausgeschlossen werden.

Zulässigkeit von Einzelhandelsbe-
trieben (MI)

Gem. §  6 Abs. 2 Nr. 3 i.V.m. § 1 Abs. 9 
BauNVO

Gemäß dem aktualisierten Einzelhandels- 
und Zentrenkonzept für die Kreis- und Uni-
versitätsstadt Homburg (Stand: Dezember 
2025) sollen sich die Standorte von Einzel-
handelsbetrieben mit nah-, zentren- und 
nicht-zentrenrelevanten Kernsortimenten 
auf die ausgewiesenen zentralen Versor-
gungsbereiche beschränken. Quelle: Aktualisie-
rung des Einzelhandels- und Zentrenkonzepts für die 
Kreis- und Universitätsstadt Homburg, Stand: Dezem-
ber 2025, S. 189 f. ; Markt und Standort Beratungsge-

sellschaft mbH.

Aufgrund der Lage des festgesetzten Misch-
gebietes (MI) innerhalb des ausgewiesenen 
zentralen Versorgungsbereiches Erbach 
wird klarstellend festgesetzt, dass an die-
sem Standort im Kreuzungsbereich Berliner 
Straße (L 119)/ Merianstraße Einzelhandels-
betriebe mit nah-, zentren- und 
nicht-zentrenrelevanten Sortimentsgruppen 
zulässig sind. Hierdurch wird den Zielset-
zungen des Einzelhandels- und Zentrenkon-
zeptes entsprochen.

Maß der baulichen Nutzung

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16 - 
21a BauNVO

Höhe baulicher Anlagen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §  18  
BauNVO

Ergänzend zur Festsetzung der Zahl der 
Vollgeschosse wird die Höhenentwicklung 
im Allgemeinen Wohngebiet und Mischge-
biet über die Höhe baulicher Anlagen durch 
Festsetzung der Gebäudeoberkante exakt 
geregelt.

Gleich der Begrenzung der Zahl der Vollge-
schosse wird auch mit der Festsetzung der 
Höhe baulicher Anlagen die Höhenent
wicklung auf eine Maximale begrenzt. Hier-
durch soll vermieden werden, dass es durch 
die Realisierung von Nicht-Vollgeschossen 
zu unerwünschten Höhenentwicklungen 
kommt. 
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Im Bereich der Allgemeinen Wohngebiete 
WA 1, WA 2 und WA 6 wird eine maximale 
Gebäudeoberkante von 14,50 m, im Be-
reich der Allgemeinen Wohngebiete WA 3 
bis WA 5 eine maximale Gebäudeoberkante 
von 11,00 m und im Bereich des Mischge-
bietes (MI) eine maximale Gebäudeober-
kante von 17,00 m festgesetzt.

Die getroffenen Festsetzungen orientieren 
sich an der Bestandsbebauung. Zum einen 
wird mit der Festsetzung sichergestellt, dass 
sich Neubauten hinsichtlich der Höhenent
wicklung harmonisch in den Bestand einfü-
gen. Zum anderen wird so ein relativ ein-
heitliches Erscheinungsbild im Plangebiet 
sichergestellt sowie einer Beeinträchtigung 
des Erscheinungsbildes des Umfeldes ent-
gegengewirkt. 

Für die Festsetzung der Höhe der baulichen 
Anlagen sind gem. § 18 BauNVO eindeuti-
ge Bezugspunkte erforderlich, um die Höhe 
der baulichen Anlagen genau bestimmen zu 
können. Die Bezugshöhen sind der Festset-
zung zu entnehmen.

Die zulässigen Höhen können durch unter-
geordnete Bauteile (technische Aufbauten, 
etc.) auf max. 10 % der Grundfläche bis zu 
einer Höhe von max. 2,00 m überschritten 
werden.

Durch Photovoltaikmodule/ Solarmodule 
inkl. der zum Betrieb erforderlichen Anlagen 
und Bauteile sind weitere Überschreitungen 
zulässig. Damit wird zugleich ein Beitrag 
zum Klimaschutz geleistet.

Grundflächenzahl (GRZ)

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §  19  
BauNVO

Die Grundflächenzahl gem. §  19 Abs.  1 
BauNVO ist eine Verhältniszahl, die angibt, 
wie viel Quadratmeter Grundfläche je Qua-
dratmeter Grundstücksfläche zulässig sind. 
Demnach erfasst die Grundflächenzahl den 
Anteil des Baugrundstücks, der von bauli-
chen Anlagen überdeckt werden darf. Folg-
lich wird hiermit zugleich ein Mindestmaß 
an Freiflächen auf dem Baugrundstück ge-
währleistet (sparsamer Umgang mit Grund 
und Boden).

Die Festsetzung einer GRZ von 0,4 im Be-
reich der Allgemeinen Wohngebiete WA 2, 
WA 3 und WA  4 entspricht gemäß § 17 
BauNVO den Orientierungswerten für die 
bauliche Nutzung in Allgemeinen Wohnge-
bieten. Hierdurch wird eine optimale Aus-
lastung der Grundstücke bei geringer Ver-

dichtung geschaffen. Die entstehende 
Grundstücksbebauung lässt auf dem 
Grundstück somit ausreichend Freiflächen 
für eine Durchgrünung. Weiterhin wird ein 
sparsamer Umgang mit Grund und Boden 
sichergestellt. Die Grundflächenzahl in den 
Allgemeinen Wohngebieten WA 2, WA 3 
und WA 4 darf gemäß BauNVO durch die 
Grundflächen von Garagen und Stellplätzen 
mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen im Sin-
ne des § 14 BauNVO und baulichen Anla-
gen unterhalb der Geländeoberfläche, 
durch die das Baugrundstück lediglich 
unterbaut wird, bis zu einer GRZ von 0,6 
überschritten werden. Mit der Festsetzung 
dieser Überschreitungsmöglichkeit wird si-
chergestellt, dass lediglich untergeordnete 
Nebenanlagen wie Stellplätze zu einem hö-
heren Maß der baulichen Nutzung führen 
werden. Unvertretbaren Versiegelungen 
durch Hauptgebäude wird damit begegnet, 
die anteilsmäßig Flächenbegrenzung wird 
gewahrt.

Aufgrund der Bestandssituation wird die 
GRZ im Allgemeinen Wohngebiet WA 5 auf 
0,5 mit einer Überschreitungsmöglichkeit 
bis zu einer GRZ von 0,7 festgesetzt, da an-
sonsten keine zweckmäßige Bebauung die-
ser überwiegend kleinen Baugrundstücke in 
diesem Bereich des Plangebietes möglich 
wäre. 

Für die Allgemeinen Wohngebiete WA 1a 
(GRZ 0,85) und WA 1b (GRZ 1,0) wird vom 
Orientierungswert des § 17 BauNVO (0,4) 
abgewichen. Dies ist erforderlich, um den 
rechtmäßig entstandenen Baubestand so-
wie die vorhandene Tiefgarage abzusichern 
und die Grundstücke im Sinne der 
Innenentwicklung (§ 1a Abs. 2 BauGB) 
sinnvoll nachzuverdichten. Eine Begrenzung 
auf den Orientierungswert würde zu un-
überwindbaren Konflikten mit dem 
Ist-Zustand führen und eine städtebaulich 
wie wirtschaftlich zweckmäßige Weiterent-
wicklung blockieren. Der hohen baulichen 
Inanspruchnahme und Versiegelung wird 
durch gezielte Begrünungsfestsetzungen – 
insbesondere für die unbebauten Tiefgara-
gendächer – wirksam entgegengewirkt. Die 
Anforderungen an gesunde Wohn- und 
Arbeitsverhältnisse bleiben somit gewahrt.

Im Bereich des Mischgebietes (MI) wird eine 
GRZ von 0,6 mit einer Überschreitungs-
möglichkeit bis zu einer GRZ von 0,8 festge-
setzt. Eine GRZ von 0,6 entspricht gemäß 
§ 17 BauNVO den Orientierungswerten für 
die bauliche Nutzung in Mischgebieten. Mit 
der Festsetzung wird einerseits eine pers-
pektivische bauliche Weiterentwicklung 

bzw. Erweiterung des Gebäudebestandes 
ermöglicht. Andererseits wird die zulässige 
Inanspruchnahme der Grundstücksfläche 
insgesamt auf maximal 0,8 begrenzt, so-
dass künftige Vorhaben nur bei einer Redu-
zierung des bislang bestehenden Versiege-
lungsgrades zulässig sind. Damit wird 
gegenüber der heutigen Bestandssituation 
eine städtebaulich geordnete Nachverdich-
tung ermöglicht und zugleich eine Verringe-
rung der Versiegelung verbindlich gesteuert.

Zahl der Vollgeschosse

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §  20 
Abs. 1 BauNVO

Gem. § 20 Abs. 1 BauNVO gelten als Vollge-
schosse die Geschosse, die nach landes-
rechtlichen Vorschriften Vollgeschosse sind 
oder auf ihre Zahl angerechnet werden.

Im Gegensatz zur Festsetzung einer maxi-
mal zulässigen Gebäudehöhe wird mit der 
Festsetzung der Zahl der Vollgeschosse 
nicht nur das Ziel verfolgt, die Errichtung 
über-, sondern auch unterdimensionierter 
Baukörper im Vergleich zur Bestandsbebau-
ung zu unterbinden. Hierdurch soll einer Be-
einträchtigung des Stadtbildes entgegenge-
wirkt werden. 

Die Zahl der Vollgeschosse wird in den All-
gemeinen WA 1 und WA 2 als Mindest- und 
Höchstmaß sowie in den Allgemeinen 
Wohngebieten WA 3 bis WA 6 und im 
Mischgebiet (MI) als Höchstmaß festge-
setzt. Sie orientiert sich am Bestand unter 
Berücksichtigung der Umgebungsbebau-
ung. 

Mit den getroffenen Festsetzungen wird das 
städtebaulich verträgliche Einfügen neuer 
Baukörper in den Bestand gesichert. Durch 
die Festsetzung der Zahl der Vollgeschosse 
als Höchstmaß wird einer gegenüber der 
Umgebungsbebauung unverhältnismäßi-
gen, überdimensionierten Höhenentwick
lung vorgebeugt. Die Festsetzung von Min-
dest- und Höchstmaßen im Bereich des WA 
1 und WA 2 gewährleistet zudem einen ab-
gestuften Übergang von der vorhandenen 
Mehrfamilienhausbebauung im Nordwes-
ten des Plangebietes zur kleinteiligeren Ein-
familienhausbebauung im Südwesten, um 
Maßstabssprünge zu vermeiden und ein 
harmonisches Stadtbild zu erhalten.
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Bauweise

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m.§ 22 
BauNVO

Die Bauweise legt fest, in welcher Art und 
Weise die Gebäude auf den Grundstücken 
in Bezug auf die seitlichen Grundstücks-
grenzen angeordnet werden.

Die getroffenen Festsetzungen orientieren 
sich am Bestand und tragen zu einer geord-
neten städtebaulichen Entwicklung des 
Plangebietes bei.

Die Festsetzung der offenen Bauweise in 
den Allgemeinen Wohngebieten WA 1 bis 
WA 5 dient der Sicherung eines aufgelo-
ckerten, wohnverträglichen Siedlungsbildes. 
Die Begrenzung der Gebäudelängen stellt 
sicher, dass maßstäbliche Baukörper entste-
hen und überlange, städtebaulich dominan-
te Riegel vermieden werden. In der offenen 
Bauweise sind gem. § 22 Abs. 2 BauNVO 
Gebäude mit seitlichem Grenzabstand zu 
errichten, wobei bei Doppelhäusern und 
Hausgruppen eine Grenzbebauung zulässig 
ist.

Für das Allgemeine Wohngebiet WA 6 und 
das Mischgebiet MI wird eine abweichende 
Bauweise festgesetzt, um den dort bereits 
bestehenden größeren, funktionsbedingt 
zusammenhängenden Baukörpern (u.a. Se-
niorenwohnpark) Rechnung zu tragen. Die 
festgesetzte Gebäudelänge von maximal 
60 m im Mischgebiet MI stellt sicher, dass 
der Baukörper in seiner Wirkung begrenzt 
bleibt. Im WA 6 werden Gebäudelängen 
von über 50 m zugelassen; die tatsächliche 
Ausdehnung wird dabei über die festge-
setzten Baugrenzen bzw. die überbaubare 
Grundstücksfläche begrenzt.

Überbaubare und 
nicht überbaubare 
Grundstücksflächen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. §  23 
BauNVO

Mit der Festsetzung der überbaubaren 
Grundstücksflächen durch Baugrenzen wer-
den die bebaubaren Bereiche des Grund-
stücks definiert und damit die Verteilung 
der baulichen Anlagen auf dem Grundstück 
geregelt. Die Baugrenze gem. § 23 Abs. 3 
BauNVO umschreibt die überbaubare Flä-
che, wobei die Baugrenze durch die Gebäu-
de und Gebäudeteile nicht bzw. allenfalls in 
geringfügigem Maß überschritten werden 
darf.

Untergeordnete Nebenanlagen und Einrich-
tungen sollen auch außerhalb der überbau-
baren Grundstücksfläche zulässig sein. Da-
mit ist eine zweckmäßige Bebauung des 
Grundstückes mit den erforderlichen 
Nebenanlagen und Einrichtungen sicherge-
stellt, ohne gesondert Baufenster auswei-
sen zu müssen. Das gleiche gilt für bauliche 
Anlagen, soweit sie nach Landesrecht in 
den Abstandsflächen zulässig sind.

Zu den untergeordneten Nebenanlagen 
und Einrichtungen gehören dabei auch An-
lagen zur Erzeugung von Strom oder Wärme 
aus erneuerbaren Energien.

Flächen für Tiefgaragen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB

Zur geordneten Abwicklung des ruhenden 
Verkehrs und zur Sicherung der vorhande-
nen unterirdischen Stellplatzanlagen wer-
den im Bebauungsplan Flächen für Tiefgara-
gen festgesetzt. Im Bereich der Allgemeinen 
Wohngebiete WA 1a und WA 1b beschränkt 
sich der Umring dieser Flächen exakt auf die 
Ausmaße der bereits bestehenden Tiefgara-
gen, um diesen Ist-Zustand rechtssicher im 
Bestand zu übernehmen.

Um gleichzeitig die geplante Nachverdich-
tung südlich der Bestandsbebauung – etwa 
durch neue Mehrfamilienhäuser – zu er-
möglichen, sind Tiefgaragen in den Wohn-
gebieten WA 1 bis WA 3 zusätzlich inner-
halb der überbaubaren Grundstücksflächen 
zulässig. So kann der erforderliche Anwoh-
ner-Stellplatzbedarf für Neubauten flächen-
sparend direkt unterhalb der neuen Haupt-
gebäude realisiert werden.

In Kombination mit den ausgewiesenen 
oberirdischen Stellplätzen (insbesondere für 
Besucher und den Kurzzeitparkverkehr) ge-
währleistet diese Festsetzung eine geordne-
te Stellplatzversorgung und schont die ver-
bleibenden unbebauten Freiflächen.

Flächen für Stellplätze

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB

Die Festsetzung von Flächen für Stellplätze 
dient der geordneten Unterbringung des ru-
henden Verkehrs im Allgemeinen Wohnge-
biet WA 6 und orientiert sich an den im 
Plangebiet bereits vorhandenen Stellplatz-
anlagen des Seniorenwohnparks „Am Er-
bach“. Zugleich wird durch die Regelung, 
dass Stellplätze sowohl innerhalb der fest-
gesetzten Stellplatzflächen als auch inner-

halb der überbaubaren Grundstücksflächen 
zulässig sind, eine bedarfsgerechte und fle-
xibel umsetzbare Stellplatzanordnung im 
Allgemeinen Wohngebiet WA 6 ermöglicht. 

Höchstzulässige Zahl der Wohn-
einheiten je Wohngebäude

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB

Zur Steuerung der baulichen Dichte und zur 
Sicherung der städtebaulichen Zielsetzung 
wird die Zahl der Wohneinheiten je Wohn-
gebäude in den Allgemeinen Wohngebieten 
WA 4 bis WA 5 als Höchstmaß festgesetzt. 
Die Festsetzungen orientieren sich am Be-
stand und stellen sicher, dass sich Neubau-
ten hinsichtlich Maßstäblichkeit und Wohn-
dichte in die vorhandene Siedlungsstruktur 
einfügen. Zugleich wird hierdurch das mit 
der Wohnnutzung verbundene Verkehrs- 
und Stellplatzaufkommen planungsrechtlich 
gesteuert und auf ein städtebaulich verträg-
liches Maß begrenzt. Damit werden Über-
lastungen der Erschließung sowie Nut-
zungskonflikte (u.a. durch Parksuchverkehr) 
vermieden und eine geordnete Entwicklung 
des Plangebietes sichergestellt.

In den Teilbereichen WA 4 bis WA 5 wird die 
Anzahl der Wohneinheiten je Wohngebäu-
de demnach auf maximal 2 WE begrenzt. 
Dadurch wird der Wohndichte in diesem Be-
reich des Plangebietes entsprochen. Die 
Entstehung von Gebäuden mit einer Viel-
zahl von Wohneinheiten und ein damit re-
gelmäßig einhergehendes erhöhtes Ver-
kehrs- und Stellplatzaufkommen wird hier-
durch verhindert.

Öffentliche Straßenverkehrsflä-
che

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB

Die innerhalb des Plangebietes befindlichen 
Straßenverkehrsflächen der Merian- und 
Kollwitzstraße werden in ihrem Bestand als 
öffentliche Straßenverkehrsfläche übernom-
men.

Verkehrsflächen besonderer 
Zweckbestimmung, hier: ver-
kehrsberuhigter Bereich 

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB

Die innerhalb des Plangebietes befindliche 
Lenbachstraße wird in ihrem Bestand als 
Verkehrsfläche besonderer Zweckbestim



Bebauungsplan „Bereich Merian-, Kollwitz-, Lenbachstraße Erbach“, 

Homburg-Erbach

25 www.kernplan.de

mung (hier: verkehrsberuhigter Bereich) 
übernommen. 

Zur internen Erschließung eines Teilbereichs 
des Allgemeinen Wohngebietes WA 2 und 
WA 3 wird außerdem der südliche Abschnitt 
der Merianstraße, zwischen der Ludwigstra-
ße im Süden und der Kollwitzstraße im Nor-
den, ebenfalls als verkehrsberuhigter Be-
reich festgesetzt und ist dementsprechend 
auszubauen.

Verkehrsfläche  
besonderer Zweckbestimmung, 
hier: öffentliche Parkfläche

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB

Die öffentliche Parkplatzfläche südlich an-
grenzend an das festgesetzte Mischgebiet 
wird im Bestand übernommen.

Flächen für Versorgungsanla-
gen, hier: Anlage eines solaren 
Nahwärmeprojektes

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB i.V.m. § 14 
Abs. 2 BauNVO

Die innerhalb des Plangebietes, im Bereich 
des Allgemeinen Wohngebietes WA 5, be-
stehende bauliche Anlage eines solaren 
Nahwärmeprojektes zur Versorgung der 
dort befindlichen Wohngebäude wird im 
Bestand übernommen. Die Festsetzung 
dient der planungsrechtlichen Sicherung 
der v.g. Anlage. 

Versorgungsflächen/ -anlagen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB i.V.m. § 14 
Abs. 2 BauNVO

Ergänzend zur planungsrechtlichen Siche-
rung der im Bereich des Allgemeinen Wohn-
gebietes WA 5 befindlichen Anlage eines 
solaren Nahwärmeprojektes, soll mit der 
Festsetzung sichergestellt werden, dass das 
Plangebiet zukünftig mit Elektrizität (z. B. 
Trafo-Station) versorgt werden kann ohne 
gesonderte Flächen hierfür festzusetzen.

Öffentliche Grünflächen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB

Im westlichen Bereich des Plangebietes 
wird angrenzend an die Merianstraße eine 
öffentliche Grünfläche festgesetzt. Bei spä-
terem Bedarf kann über diese Fläche eine 
Erweiterung des Baugebietes erfolgen.

Private Grünflächen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB

Zum Schutz des örtlichen Bachlaufs (Er-
bach) sowie im Hinblick auf den 
Hochwasserschutz werden im Uferbereich  
(Gewässerrandstreifen) private Grünflächen 
festgesetzt.

Gebiete, in denen bei der Er-
richtung baulicher Anlagen be-
stimmte bauliche oder techni-
sche Maßnahmen getroffen 
werden müssen, die der Vermei-
dung oder Verringerung von 
Hochwasserschäden einschließ-
lich Schäden durch Starkregen 
dienen, sowie die Art dieser 
Maßnahmen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 16c BauGB

Die Festsetzung dient der Vermeidung bzw. 
Verringerung hochwasserbedingter Schä-
den an Gebäuden und sonstigen baulichen 
Anlagen (z.B. Tiefgaragen) innerhalb des 
festgesetzten Überschwemmungsgebietes 
(HQ100) des Erbachs. 

Hinsichtlich der hochwasserangepassten 
Bauweise gibt es insgesamt drei Strategien. 
Diese sind auch miteinander kombinierbar. 

•	 Die Strategie „Ausweichen“ stellt die 
wirksamste Maßnahme zur Vermeidung 
von Hochwasserschäden dar. Sie besteht 
darin, hochwassergefährdete Bereiche 
von Bebauung freizuhalten bzw. Bau-
werke so anzuordnen und auszubilden, 
dass sie dem Hochwasser ausweichen. 
Dies kann insbesondere durch Bauweise 
erfolgen, bei der das Gebäude aus dem 
Gefahrenbereich herausgehoben wird 
(z.B. durch Lage auf einem Gelände-
niveau oberhalb des Bemessungshoch-
wassers oder durch Aufständerung/ Stel-
zenbauweise). Ergänzend wird zur Redu-
zierung des Schadenspotenzials auf eine 
Unterkellerung verzichtet. 

•	 Die Strategie „Widerstehen“ zielt darauf 
ab, das Eindringen von Hochwasser in 
das Gebäude durch konstruktive und 
technische Schutzmaßnahmen zu ver-
hindern, sodass ein Hochwasserereignis 
ohne wesentliche Gebäudeschäden 
überstanden wird. Voraussetzung für die 
Anwendung dieser Strategie ist die aus-
reichende Standsicherheit des Gebäu-
des. Maßnahmen umfassen Abschir-
mung (z.B. Mauern/Erdwälle, teilmobile 

oder mobile Schutzsysteme) sowie Ab-
schottung am Gebäude (z.B. druckwas-
serdichte Abdichtung gegen Grundwas-
ser, Rückstausicherung der Entwässe-
rung, Abdichtung von Öffnungen).

•	 Die Strategie „Anpassen“ verfolgt das 
Ziel, Hochwasserwirkungen durch eine 
hochwasserangepasste Bauweise zu to-
lerieren und Schäden zu minimieren, in-
dem eine kontrollierte Flutung zugelas-
sen und eine schnelle Wiederherstellung 
nach dem Ereignis ermöglicht wird. Hier-
zu gehören insbesondere Maßnahmen 
zum Schutz der Standsicherheit durch 
Ausgleich von Wasserdruck und Auftrieb 
(z.B. planmäßige Flutungsöffnungen), 
die Verwendung wasserbeständiger und 
leicht zu reinigender Baustoffe in von 
Hochwasser betroffenen Bereichen, die 
hochwasserangepasste Anordnung und 
Sicherung der technischen Gebäudeaus-
rüstung sowie Vorkehrungen zum Schutz 
bzw. zur Verlagerbarkeit von Inventar. 
Wasser- und umweltgefährdende Stoffe 
(z. B. Heizöl-/ Gastanks) sowie leicht 
wegschwemmbares Material sind gegen 
Aufschwimmen/ Verlagerung zu sichern, 
um Umweltgefährdungen und Verklau-
sungen zu vermeiden.

Die Wahl der geeigneten Vorsorgestrategie 
(Ausweichen, Widerstehen oder Anpassen) 
ist stets einzelfallbezogen und hängt insbe-
sondere von der konkreten Gefährdungssi-
tuation am Standort, der geplanten Nut-
zung sowie den objektspezifischen bauli-
chen und statischen Rahmenbedingungen 
ab. Sie ist daher individuell zu bestimmen 
und ggf. in Abstimmung mit der zuständi-
gen Fachbehörde festzulegen. Vor diesem 
Hintergrund ist es im Rahmen dieses Be
bauungsplanes nicht zielführend, hierzu ab-
schließend konkrete objektspezifische Fest-
setzungen zu treffen; vielmehr erfolgt die 
Konkretisierung im Zuge der Objektplanung 
bzw. des Genehmigungsverfahrens.

Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von 
Boden, Natur und Landschaft

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB

Versiegelungen auf den Grundstücken sind 
auf das unbedingt notwendige Maß zu be-
schränken. Flächen sind wasserdurchlässig 
und vegetativ zu gestalten, um weiterhin 
das Versickern von Niederschlägen zu ge-
währleisten, hitzespeichernde Versiegelun-
gen zu reduzieren und den Naturhaushalt 
zu stärken. Wasserdurchlässige Oberflächen 
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dienen dem Abflachen von Abwasserab-
flussspitzen bei Starkregenereignissen, der 
Entlastung der Abwasserinfrastruktur und 
dem Anstreben eines natürlichen Wasser-
haushaltes. Die Speicherung der Sonnenein-
strahlung durch großflächig versiegelte Flä-
chen (z.B. sogenannte „Steingärten“) wäh-
rend heißer Sommermonate beeinträchtigt 
das Lokalklima und soll durch entsprechen-
de Begrünung vermieden werden. Begrünte 
Freiflächen wirken sich zudem positiv auf 
die Artenvielfalt und den Erhalt der natürli-
chen Bodenfunktionen aus.

Darüber hinaus werden zum Schutz von Tie-
ren und Pflanzen wild lebender Arten inner-
halb des Plangebietes vorsorglich entspre-
chende artenschutzrechtlich begründete 
Maßnahmen festgesetzt.

Maßnahmen für erneuerbare 
Energien

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 23b BauGB

Durch die Vorgabe der verbindlichen Reali-
sierung von Photovoltaikanlagen auf den 
Dachflächen neu errichteter Gebäude wird 
die Energiegewinnung aus solarer Strah-
lungsenergie zugunsten einer nachhaltigen 
Entwicklung des Gebietes sichergestellt und 
dadurch zugleich ein Beitrag zum Klima
schutz gewährleistet.

Die verbindliche Festsetzung der Errichtung 
von Photovoltaikanlagen auf den Dachflä-
chen der neu zu errichtenden Gebäude in-
nerhalb des Plangebietes ist insgesamt 
wirtschaftlich zumutbar.

Insbesondere auch im Hinblick auf stetig 
steigende Stromkosten lohnt sich die Inves-
tition in eine Photovoltaikanlage weiterhin. 
Somit ist der selbst erzeugte Strom günsti-
ger als Netzstrom vom Stromanbieter.

Der Eingriff in die Baufreiheit und die Eigen-
tumsfreiheit (Art. 14 Abs. 1 GG) ist daher 
zumutbar und trägt überdies zu einer so-
zialgerechten Bodennutzung (§ 1 Abs. 5 S. 1 
BauGB) bei.

Anpflanzen von Bäumen, Sträu-
chern und sonstigen Bepflan-
zungen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB

Aufgrund der Lage des Plangebietes am 
Siedlungsrand, der wohngeprägten Nut-
zung im Plangebiet sowie der bereits be-
stehenden und der geplanten Neuversiege-

lungen ist die hochwertige und qualitätsvol-
le Ausgestaltung der Freiräume von beson-
derer Bedeutung.

Mit den getroffenen grünordnerischen Fest-
setzungen zur Ein- und Durchgrünung des 
Plangebietes (u.a. Anpflanzungen, Dachbe-
grünung) wird die Entwicklung ökologisch 
hochwertiger Pflanzungen mit Mehrwert 
insbesondere für das Stadtbild, die Aufent
haltsqualität und das Mikroklima erzielt.

Demnach ist zukünftig bei Neuerrichtung 
von oberirdischen Stellplätzen ab drei Stell-
plätzen mindestens ein standortgerechter 
Laubbaumhochstamm zu pflanzen, dauer-
haft zu erhalten und bei Abgang nachzu-
pflanzen. Durch die Festsetzung soll der 
starken Versiegelung von Gebäudevorflä-
chen bzw. größeren Stellplatzflächen ent-
gegenwirkt werden, gleichzeitig werden die 
Eigentümer von Einfamilienhäusern (über-
wiegend 2 Stellplätze) nicht eingeschränkt.

Die Festsetzung zur Begrünung und gärtne-
rischen Anlage der nicht baulich genutzten 
Grundstücksflächen einschließlich einer 
Mindestpflanzung von 1 Hochstamm und 5 
Sträuchern je Grundstück dient der Siche-
rung einer durchgrünten Siedlungsstruktur 
und der Minderung der Versiegelungsfol-
gen. Die Pflanzungen verbessern das Lokal-
klima durch Verschattung und Verdunstung, 
fördern die Regenwasserrückhaltung und 
Versickerung, strukturieren das Ortsbild und 
erhöhen die Aufenthaltsqualität. Die Ver-
wendung einheimischer, standortgerechter 
Gehölze gewährleistet eine hohe ökologi-
sche Wertigkeit und Standorttauglichkeit 
und trägt zur Förderung der Biodiversität 
bei. Die dauerhafte Unterhaltung stellt die 
langfristige Wirksamkeit der Maßnahme si-
cher.

Die Pflanzliste beschränkt sich auf weitge-
hend hitzeresistente Arten, deren Blühver-
halten für Allergiker geeignet ist und die 
einen ökologischen Mehrwert als Nah-
rungs- und Lebensraum für Insekten und 
Vögel bieten. Ungeeignete oder invasive Ar-
ten wurden nicht in die Liste aufgenommen. 
Streuobstbäume leisten einen erheblichen 
Beitrag zur Artenvielfalt.

Die getroffene Festsetzung zur extensiven 
Begrünung von Flachdächern und flach ge-
neigten Dächern (z.B. auch von Carports, 
Garagen und Nebenanlagen) im gesamten  
Plangebiet wirkt sich positiv auf das Lokal-
klima aus. Dies liegt darin begründet, dass 
sich die Luft in einem bebauten Gebiet 
durch Begrünungsmaßnahmen weniger 
stark aufheizt. Ferner kann durch Dachbe-

grünung bis zu einem gewissen Grad Nie
derschlagswasser zurückgehalten werden, 
wodurch Abflussspitzen bei Starkregener-
eignissen abgemildert und somit die Ab-
wasserinfrastruktur entlastet werden kann. 
Überdies soll mit der getroffenen Festset-
zung den zusätzlich geplanten Versiegelun-
gen im Plangebiet entgegengewirkt wer-
den.

Durch die Festsetzung einer extensiven Be-
grünung der unbebauten Tiefgaragendä-
cher wird der durch die hohe bauliche Aus-
nutzung (GRZ bis zu 1,0) bedingte Eingriff 
in den Naturhaushalt und das Kleinklima 
wirksam abgemildert. Die Dachbegrünung 
dient dem Rückhalt von Niederschlagswasser 
(Regenwasserrückhaltung), verbessert das 
Mikroklima durch Verdunstung und schafft 
einen optischen sowie ökologischen Aus-
gleich auf den Freiflächen.

Festsetzungen aufgrund 
landesrechtlicher Vorschriften 
(gem. § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. 
LBO und SWG)

Abwasserbeseitigung (§ 9 Abs. 4 
BauGB i.V. mit §§ 49-54 SWG)

Die festgesetzten Maßnahmen der Abwas-
serbeseitigung dienen der ordnungsgemä-
ßen Entwässerung aller Flächen innerhalb 
des Plangebietes. 

Das Plangebiet ist im modifizierten Trenn-
system zu entwässern. Das Schmutzwasser 
ist durch Anschluss an die öffentliche Kana-
lisation zu entsorgen. Das auf den Grund-
stücken anfallende unbelastete Nieder
schlagswasser ist vollständig auf den 
Grundstücken zu versickern. Sollte eine Ver-
sickerung technisch oder rechtlich nicht 
möglich sein, ist das anfallende Nieder
schlagswasser durch geeignete Maßnah-
men auf den Grundstücken zurückzuhalten 
und einem Vorfluter zuzuleiten. Sollten die 
vorgenannten Beseitigungswege mit unver-
hältnismäßigem technischen oder wirt-
schaftlichen Aufwand verbunden sein, ist 
das anfallende Niederschlagswasser über 
einen Regenwasserkanal gedrosselt der 
vorhandenen Kanalisation zuzuführen. Die 
erforderlichen Anlagen müssen den allge-
mein anerkannten Regeln der Technik ent-
sprechen.

Die konkretisierten Planungen/ Detailpla-
nungen sind vor der Bauausführung mit den 
zuständigen Ver- und Entsorgungsträgern 
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abzustimmen. Ein Entwässerungskonzept 
ist vorzulegen.

Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 4 
BauGB i.V.m. § 85 Abs.4 LBO)

Für Bebauungspläne können gem. § 9 
Abs. 4 BauGB i.V.m. § 85 Abs. 4 der Saarlän-
dischen Landesbauordnung (LBO) gestalte-
rische Festsetzungen getroffen werden.

Um gestalterische Mindestanforderungen 
planungsrechtlich zu sichern, werden örtli-
che Bauvorschriften in den Bebauungsplan 
aufgenommen. Diese Festsetzungen ver-
meiden gestalterische Negativwirkungen 
auf das Stadt- und Landschaftsbild.

Dacheindeckung und Fassadengestal-
tung:
Dächer und Fassaden von Gebäuden haben 
einen wesentlichen Einfluss auf das städte-
bauliche und baugestalterische Gesamt-
erscheinungsbild eines Gebietes. Um einen 
einheitlichen Gesamteindruck der Bebau-
ung im Plangebiet zu erzielen, sind glänzen-
de/ reflektierende Materialien unzulässig. 
Dies dient der Wahrung eines Mindestma-
ßes an Gestaltqualität im Plangebiet.

Müll- und Abfallbehälter:
Mit der Einhausung bzw. sichtgeschützten 
Aufstellung von Müll- und Abfallbehälter 
sollen nachteilige Auswirkungen auf das 
Stadtbild vermieden und ein ansprechendes 
und einheitliches Erscheinungsbild im Plan
gebiet sichergestellt werden.

Nachrichtliche Übernahme (gem. 
§ 9 Abs. 6a BauGB)

Überschwemmungsgebiet des Er-
bachs

Teile des östlichen Geltungsbereiches liegen 
in einem festgesetzten Überschwemmungs-
gebiet des Erbachs gem. § 76 Abs. 2 S. 1 
Nr. 1 WHG i.V.m. § 79 Abs. 2 S. 1 SWG. Hier-
bei handelt es sich um ein Gebiet, in dem 
ein Hochwasserereignis statistisch einmal in 
100 Jahren zu erwarten ist.

Die §§ 78 ff. WHG sind zu beachten, wo-
nach z.B. Gebäude und sonstige bauliche 
Anlagen hochwasserangepasst ausgeführt 
werden müssen.

Risikogebiet außerhalb von Über-
schwemmungsgebieten

Teile des östlichen Geltungsbereiches liegen 
in einem Risikogebiet außerhalb von Über-
schwemmungsgebieten gem. § 78b WHG. 
Hierbei handelt es sich gem. § 78b Abs. 1 
S.  1 WHG um Gebiete, für die nach § 74 
Abs. 2 WHG Gefahrenkarten zu erstellen 
sind und die nicht nach § 76 Abs. 2 oder 
Abs. 3 als Überschwemmungsgebiete fest-
gesetzt oder vorläufig gesichert sind. Im 
Geoportal des Saarlandes wird im Bereich 
des Plangebietes ein Hochwasserereignis 
HQextrem dargestellt; dies ist ein Gebiet, in 
dem ein Hochwasserereignis im statisti-
schen Mittel viel seltener als alle 100 Jahre 
auftreten kann.

Daraus resultiert die Empfehlung, bauliche 
Anlagen – soweit nach Art und Funktion 
technisch möglich – nur in einer dem jewei-
ligen Hochwasserrisiko angepassten Bau-
weise nach den allgemein anerkannten Re-
geln der Technik zu errichten bzw. wesent-
lich zu erweitern; hierbei sind die Lage des 
Grundstücks sowie das potenzielle Scha-
densausmaß zu berücksichtigen. Die dazu 
in der einschlägigen Literatur (z.B. in der 
„Hochwasserschutzfibel – Objektschutz 
und bauliche Vorsorge“ des Bundesminis-
teriums für Wohnen, Stadtentwicklung und 
Bauwesen vom Februar 2022) aufgeführ-
ten Empfehlungen (z.B. Verzicht auf eine 
Unterkellerung oder wasserdichte und auf-
triebssichere Ausführung von Unterkelle-
rungen, hochwassersichere Lagerung hoch-
wassergefährdender Stoffe, etc.) sollen be-
achtet werden.

Gewässerrandstreifen

Gem. § 56 Abs. 3 Nr. 1 a) Saarl. Wasserge-
setz (SWG) ist bis zu 5 m gemessen von der 
Uferlinie innerhalb der im Zusammenhang 
bebauten Ortsteile die Errichtung baulicher 
Anlagen nicht zulässig.

Der Gewässerrandstreifen ist naturnah zu 
bewirtschaften und von Bebauung freizu-
halten.

Diese Vorgabe findet auch für verrohrte Ge-
wässer Anwendung. Es kann jedoch von der 
Regelung abgewichen werden, wenn eine 
Offenlegung des Gewässers wasserwirt-
schaftlich nicht mehr realisierbar ist.
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Abwägung der öffentlichen und 
privaten Belange

Für jede städtebauliche Planung ist das Ab-
wägungsgebot gem. § 1 Abs. 7 BauGB von 
besonderer Bedeutung. Danach muss die 
Kommune als Planungsträgerin bei der Auf-
stellung eines Bebauungsplanes die öffent-
lichen und privaten Belange gegeneinander 
und untereinander gerecht abwägen. Die 
Abwägung ist die eigentliche Planungs
entscheidung. Hier setzt die Kommune ihr 
städtebauliches Konzept um und entschei-
det sich für die Berücksichtigung bestimm-
ter Interessen und die Zurückstellung der 
dieser Lösung entgegenstehenden Belange.

Die Durchführung der Abwägung impliziert 
eine mehrstufige Vorgehensweise, die aus 
folgenden vier Arbeitsschritten besteht:

•	 Sammlung des Abwägungsmaterials 

•	 Gewichtung der Belange

•	 Ausgleich der betroffenen Belange 

•	 Abwägungsergebnis

Auswirkungen der Planung auf 
die städtebauliche Ordnung und 
Entwicklung sowie die natürlichen 
Lebensgrundlagen

Hinsichtlich der städtebaulichen Ordnung 
und Entwicklung bzw. der natürlichen 
Lebensgrundlagen (im Sinne des § 1 Abs. 6 
BauGB) sind insbesondere folgende mögli-
che Auswirkungen beachtet und in die Auf-
stellung des Bebauungsplanes „Bereich 
Merian-, Kollwitz-, Lenbachstraße Erbach“ 
eingestellt:

Auswirkungen auf die allgemeinen 
Anforderungen an gesunde Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse

Dieser Planungsgrundsatz präzisiert die we-
sentlichen Grundbereiche menschlichen Da-
seins. Er enthält die aus den allgemeinen 
Planungsgrundsätzen entwickelte Forde-
rung für Bauleitpläne, dass die Bevölkerung 
bei der Wahrung der Grundbedürfnisse ge-
sunde und sichere Wohn- und Arbeitsbedin-
gungen vorfindet.

Das bedeutet, dass Wohn- und Arbeitsstät-
ten so entwickelt werden sollen, dass Be-
einträchtigungen vom Planungsgebiet auf 

die Umgebung und von der Umgebung auf 
das Planungsgebiet vermieden werden. 
Dies kann erreicht werden, indem unverein-
bare Nutzungen voneinander getrennt wer-
den.

Die Umgebung des Plangebietes ist über-
wiegend durch Wohnnutzungen bzw. durch 
Nutzungen, die das Wohnen nicht wesent-
lich stören, geprägt, wodurch mit der Aus-
weisung eines Wohn- und Mischgebietes 
weder vom Plangebiet auf die Umgebungs
nutzung noch von der Umgebung auf das 
Plangebiet nachteilige Auswirkungen zu er-
warten sind. Vielmehr werden mit der vor-
liegenden Planung das bereits überwiegend 
bebaute Gebiet städtebaulich geordnet und 
die bestehenden Nutzungen planungs
rechtlich gesichert. Die Flächen für eine 
maßvolle Fortentwicklung bzw. geplante 
Nachverdichtung des Plangebietes zu 
Wohnzwecken liegen weder in einem fest-
gesetzten Überschwemmungsgebiet noch 
in einem Risikogebiet außerhalb von Über-
schwemmungsgebieten gem. § 78b WHG. 

Die Festsetzungen wurden so gewählt, dass 
sich neben den aktuellen Nutzungen auch 
künftige Vorhaben hinsichtlich Art und Maß 
der baulichen Nutzung, der Bauweise sowie 
der überbaubaren Grundstücksflächen in 
die bestehende Gebäudetypologie einfü-
gen. Hierdurch wird Konfliktfreiheit gewähr-
leistet. Zusätzlich werden jegliche Nutzun-
gen ausgeschlossen, die innergebietlich 
oder im direkten Umfeld zu Störungen und 
damit zu Beeinträchtigungen führen kön-
nen.

Insgesamt kommt es zu keinen nachteiligen 
Auswirkungen auf gesunde Wohn- und 
Arbeitsverhältnisse durch die vorwiegend 
bestandsfestschreibende Planung.

Auswirkungen auf die Wohnbedürf-
nisse der Bevölkerung 

Mit zu den wichtigsten städtebaulichen 
Aufgaben der Kommune gehört die Schaf-
fung der planungsrechtlichen Voraussetzun-
gen zur Versorgung der Bevölkerung mit 
Wohnbaugrundstücken bzw. einem ent-
sprechenden Angebot von Wohnungen auf 
dem Immobilienmarkt. 

Der vorliegende Bebauungsplan kommt 
dieser Forderung nach. Zum einen wird die 

bereits bestehende Wohnbebauung pla
nungsrechtlich gesichert und zum anderen 
wird eine maßvolle Fortentwicklung bzw. 
Nachverdichtung des Plangebietes zu 
Wohnzwecken ermöglicht. Die in Rede ste-
henden Flächen für eine Fortentwicklung 
des Siedlungskörpers bzw. eine Nachver-
dichtung sind räumlich und funktional eng 
mit dem bestehenden Siedlungskörper ver-
bunden. Der bestehende Siedlungskörper 
des Homburger Stadtteils Erbach wird sinn-
voll arrondiert. Auch der Flächennutzungs-
plan der Kreisstadt Homburg stellt den ge-
planten Nachverdichtungsbereich als Teil 
einer geplanten Wohnbaufläche (W 115) 
dar. Der Standort ist insbesondere aufgrund 
der guten Verkehrsanbindung (B 423, 
BAB  6 und 8), der Nähe zum Homburger 
Hauptbahnhof, der vorhandenen sozialen 
Infrastruktur (u.a. Grundschule Luitpold 
Homburg) sowie des (Nah-)Versorgungsan-
gebotes (u.a. Netto Marken-Discount) gut 
geeignet zur Schaffung eines vielfältigen 
Wohnraumangebotes (Einfamilien- und 
Doppelhäuser sowie Mehrfamilienhäuser). 
Während sich der Nordwesten des Plange
bietes im Bereich der bestehenden Mehrfa-
milienhäuser insbesondere für die Errich-
tung weiterer Mehrfamilienhäuser eignet, 
eignet sich der südwestliche Bereich – in 
Anlehnung an die Bestandsbebauung in 
diesem Bereich sowie entlang der südlich 
befindlichen Ludwigstraße – für die Fortfüh-
rung einer Wohnbebauung in Form von Ein-
familien- und Doppelhäuser. 

Damit wird dem Charakter der angrenzen-
den Bebauung sowie der bestehenden 
Nachfrage Rechnung getragen.

Auswirkungen auf die Gestaltung des 
Stadt- und Landschaftsbildes

Bei dem Plangebiet handelt es sich um ein 
bereits überwiegend bebautes Gebiet. Vor-
zufinden sind unterschiedlichste Wohnfor-
men – von Einfamilienhausbebauung über 
Doppel-, Reihen- und Mehrfamilienhäusern  
bis hin zu einer großen Senioreneinrichtung 
mit integriertem Gesundheits- und Pflege-
zentrum (Seniorenwohnpark „Am Erbach“ 
mit Wohn- und Pflegeangeboten) – sowie 
eine größere gewerbliche Einheit mit u.a. 
einem Fitnessstudio und einem Gebraucht-
warenladen der Lebenswerk eG. Lediglich 
westlich der Merianstraße (südlich der vor-

Auswirkungen des Bebauungsplanes, Abwägung
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handenen Wohnbebauung) sowie zwischen 
Merian- und Lenbachstraße bestehen bis-
lang nicht oder nur untergeordnet baulich 
genutzte Teilflächen. Hierbei handelt sich 
vorwiegend um Grünflächen mit Gehölz-
strukturen, die größtenteils eingezäunt 
sind. Vereinzelt sind dort – vom öffentlichen 
Straßenraum aus erkennbar – ältere, teils 
provisorisch wirkende Garten- bzw. Geräte-
schuppen vorhanden. 

Mit der vorliegenden Planung soll das Ge-
biet insgesamt städtebaulich geordnet und 
die bestehenden Nutzungen planungs
rechtlich gesichert werden. Die bislang 
nicht oder nur untergeordnet baulich ge-
nutzten Teilflächen innerhalb des Plange
bietes sind räumlich und funktional eng mit 
dem bestehenden Siedlungskörper verbun-
den; durch die vorliegende Planung soll da-
her in diesen Bereichen eine maßvolle Fort-
entwicklung bzw. Nachverdichtung zu 
Wohnzwecken ermöglicht werden. Die 
Festsetzungen wurden so gewählt, dass 
sich das Maß der baulichen Nutzung, die 
Bauweise und die überbaubaren Grund
stücksflächen in den Bestand einfügen (u.a. 
offene Bauweise, Definition der maximal 
zulässigen Vollgeschosszahl); der Sied-
lungskörper des Homburger Stadtteils Er-
bach wird sinnvoll arrondiert.

Es ist davon auszugehen, dass das Stadt- 
und Landschaftsbild durch die Planung 
nicht signifikant nachteilig beeinträchtigt 
wird. Hierzu tragen auch die Festsetzungen 
zur Ein- und Durchgrünung des Plangebietes 
(u.a. Beschränkung des Anteils befestigter 
Flächen auf ein Mindestmaß, Begrünung 
nicht überbauter Grundstücksflächen, An-
pflanzungen) sowie die Aufnahme örtlicher 
Bauvorschriften in den vorliegenden Be-
bauungsplan bei. 

Auswirkungen auf umweltschützende 
Belange

Bei dem Plangebiet handelt es sich um 
einen großflächig von Gebäuden und Ge-
bäudekomplexen (z.B. Seniorenheim) sowie 
versiegelten oder teilversiegelten schwach 
begrünten (gärtnerisches Grün) Parkplätzen 
geprägten Stadtrand. Insbesondere der 
westliche und südwestliche Teilraum wird 
von Grünstrukturen wie Gehölzbrachen, 
Gärten mit jungem bis mittelaltem Baumbe-
stand (Obstbäume, Laub- und Nadelbäu-
me), Brombeergestrüpp, Baumhecken, Reit-
gras- und Altgrasstreifen gekennzeichnet.

Der Geltungsbereich ist somit durch visuelle 
Unruhe und Lärm sowie dem hohen 
Versiegelungsgrad bereits stark vorbelastet.

Im Geltungsbereich befinden sich weder 
Geschützte Biotope nach § 30 BNatSchG 
und/oder § 22 SNG noch FFH-Lebensraum-
typen des Anhang I der FFH-Richtlinie.

Aus artenschutzrechtlicher Sicht lassen sich 
grundsätzlich zwei Teilräume innerhalb des 
Plangebiets unterscheiden. Zum einen die 
überwiegend bebauten, versiegelten und 
teilversiegelten Bereiche im Norden und Os-
ten sowie die von Vegetation bestandenen 
Freiräume im Westen und Südwesten. 

Das Plangebiet bietet jedoch keine Lebens-
räume für störungsempfindliche Vogelarten 
sowie mit Ausnahme für Zaun-, Mauer- 
oder Waldeidechse keinen Ganzjahres- oder 
Saisonlebensraum für artenschutzrechtlich 
relevante Amphibien-, Reptilien-, Schmet-
terlings- oder Säugetierarten. Fledermäuse 
wie Zwergfledermaus oder Abendsegler 
dürften die Freiräume als Jagdhabitat nut-
zen. Ältere Bäume, die geeignete Strukturen 
für potenzielle Sommer- oder Männchen-
quartiere für Fledermäuse und Brutmöglich-
keiten für Höhlenbrüter darstellen, fehlen. 

Aufgrund der Eignung des Plangebiets als 
Lebensraum für synanthrope Arten kann bei 
Einhaltung der gesetzlichen Rodungsver-
botszeiträume (01.03. bis 30.09.) das Ein-
treten der Verbotstatbestände des § 44 Abs. 
1 BNatSchG für die meisten im Plangebiet 
vorkommenden Tierarten vermieden wer-
den. Da insbesondere aufgrund der be-
stehenden Vernetzung mit einem großflä-
chigen westlich des Plangebiets liegenden 
Gebüsch, in Verbindung mit den o.g. Struk-
turen (Mauern, Gehölzbrachen, Altgras- 
und Reitgrasbestände) Einzelvorkommen 
artenschutzrechtlich relevanter Reptilienar-
ten per se nicht ausgeschlossen werden 
können, sind die gekennzeichneten Berei-
che vor der Baufeldfreimachung auf das 
Vorkommen von Reptilien zu untersuchen. 
Bei Nachweisen sind in Abstimmung mit der 
zuständigen Naturschutzbehörde geeignete 
Vermeidungs- und Minimierungsmaßnah-
men festzulegen. 

Insofern kann - bei Beachtung der definier-
ten Vermeidungsmaßnahmen - davon aus-
gegangen werden, dass umweltschützende 
Belange durch die Planung nicht negativ 
beeinträchtigt werden.

Bezüglich der Einbringung ökologischer 
Qualitäten in das Plangebiet (u. a. Dachbe-
grünung; Anbringung von Nisthilfen) wird 

auf die Begründung der getroffenen Fest-
setzungen verwiesen.

Auswirkungen auf die Belange der 
Wirtschaft einschließlich ihrer Be-
stands- und Entwicklungsinteressen

Im Kreuzungsbereich Berliner Straße (L119)/ 
Merianstraße befindet sich eine größere ge-
werbliche Einheit, u.a. mit einem Fitnessstu-
dio und einem Gebrauchtwarenladen der 
Lebenswerk eG. Mit der Festsetzung dieses 
Bereichs als Mischgebiet werden die be-
stehenden gewerblichen Nutzungen 
planungsrechtlich gesichert. Für die ansäs-
sigen Betriebe entsteht damit Bestands-
schutz im planungsrechtlichen Rahmen und 
zugleich Planungssicherheit sowohl für be-
triebliche Anpassungen und Modernisierun-
gen als auch für Nachnutzungen. Damit 
werden generell die Entwicklungsmöglich-
keiten dieses verkehrlich gut gelegenen 
Standortes gestärkt. Mit der Festsetzung 
einer GRZ von 0,6 und einer Überschrei-
tungsmöglichkeit bis zu einer GRZ von 0,8 
im Mischgebiet wird gegenüber dem Be-
stand einerseits eine perspektivische bauli-
che Weiterentwicklung bzw. Erweiterung 
des Gebäudebestandes ermöglicht. Ande-
rerseits wird die zulässige Inanspruchnah-
me der Grundstücksfläche insgesamt auf 
maximal 0,8 begrenzt, sodass künftige Vor-
haben nur bei einer Reduzierung des bis-
lang bestehenden Versiegelungsgrades zu-
lässig sind. 

Die im Bebauungsplan vorgesehenen Ein-
schränkungen (Vergnügungsstätten nur 
ausnahmsweise; Ausschluss von Tankstel-
len, Gartenbaubetrieben sowie Läden mit 
Geschäfts- und Verkaufsflächen für Sexarti-
kel und sonstige Gewerbebetriebe, in denen 
sexuelle Tätigkeiten gewerblich ausgeübt 
oder angeboten werden) innerhalb des fest-
gesetzten Mischgebietes führen zwar zu 
einer Eingrenzung einzelner Branchen, be-
treffen jedoch nicht die vorhandenen Kern-
nutzungen und sind zur Konfliktvermeidung 
mit den angrenzenden Wohnnutzungen 
städtebaulich begründet.

Nachteilige Auswirkungen auf die Belange 
der Wirtschaft einschließlich ihrer Bestands- 
und Entwicklungsinteressen sind nicht zu 
erwarten. Der Standort wird in seiner ge-
werblichen Funktion gesichert und bleibt 
für eine Vielzahl wohnverträglicher gewerb-
licher Entwicklungen offen. Die Ausschlüsse 
sind verhältnismäßig, dienen der Nachbar-
schaftsverträglichkeit und der städtebauli-
chen Ordnung und verhindern eine Ent-
wicklung, die die Funktionsfähigkeit des 
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Mischgebietes bzw. die angrenzenden 
Wohnbereiche beeinträchtigen könnte.

Auswirkungen auf die Belange des 
Verkehrs und die Belange der Ver- und 
Entsorgung

Mit der vorliegenden Planung soll das be-
reits überwiegend bebaute Gebiet städte-
baulich geordnet und die bestehenden Nut-
zungen planungsrechtlich gesichert wer-
den. Des Weiteren zielt der Bebauungsplan 
darauf ab, die Erschließung innerhalb des 
Plangebietes entsprechend der vorgesehe-
nen Funktionen zu sichern sowie eine maß-
volle Fortentwicklung bzw. Nachverdich-
tung zu Wohnzwecken in bislang nicht oder 
nur untergeordnet baulich genutzten Teilbe-
reichen zu ermöglichen. 

Die äußere Erschließung des Plangebietes 
erfolgt weiterhin in erster Linie über die Ber-
liner Straße (L 119) im Norden. Die interne 
Erschließung über die Merian-, Kollwitz- 
und Lenbachstraße wird ebenfalls beibehal-
ten und planungsrechtlich gesichert. Ledig-
lich der südliche Teilabschnitt der Merian-
straße muss im Zuge der Realisierung der 
Planung entsprechend ausgebaut werden; 
derzeit ist dieser lediglich als Fuß- und 
Radweg ausgebildet.

Der durch die Fortentwicklung bzw. Nach-
verdichtung des Plangebietes zusätzlich 
entstehende Verkehr beläuft sich haupt-
sächlich auf Anwohnerverkehr und kann 
problemlos von den umliegenden Straßen 
aufgenommen werden. Der ruhende Ver-
kehr wird über den erforderlichen Stellplatz-
nachweis vollständig auf den Privatgrund-
stücken geordnet.

Die Belange der Ver- und Entsorgung wer-
den ebenfalls ausreichend berücksichtigt. 
Das Plangebiet ist aufgrund der bestehen-
den Bebauung zu großen Teilen bereits an 
das örtliche System der Ver- und Entsorgung 
angeschlossen. Bislang unbebaute Bereiche 
finden sich lediglich im südwestlichen Teil 
des Plangebietes. Anschlusspunkte sind 
aufgrund der angrenzenden Nutzungen je-
doch bereits grundsätzlich vorhanden. 
Unter Beachtung der Kapazitäten und ge-
troffenen Festsetzungen ist die Ver- und 
Entsorgungsinfrastruktur ordnungsgemäß 
sichergestellt. Die konkretisierten Planun-
gen/ Detailplanungen müssen vor der Bau-
ausführung noch mit den Ver- und Entsor-
gungsträgern abgestimmt werden. Ein Ent-
wässerungskonzept ist vorzulegen.

Auswirkungen auf die Ergebnisse 
eines von der Stadt beschlossenen 
städtebaulichen Entwicklungskon-
zeptes oder einer von ihr beschlos-
senen sonstigen städtebaulichen 
Planung

Für die Kreisstadt Homburg liegt ein aktua-
lisiertes Einzelhandels- und Zentrenkonzept 
vor (Stand: Dezember 2025). 

Die Fläche, für die im Rahmen des vorlie-
genden Bebauungsplanes ein Mischgebiet 
festgesetzt wurde, liegt innerhalb des zent-
ralen Versorgungsbereichs „Erbach“. Quelle: 
Aktualisierung des Einzelhandels- und Zentrenkon-
zepts für die Kreis- und Universitätsstadt Homburg, 
Stand: Dezember 2025, S. 158; Markt und Standort 
Beratungsgesellschaft mbH. 

Mit dem Bebauungsplan wird somit die im 
Einzelhandels- und Zentrenkonzept der 
Kreisstadt Homburg ausgewiesene Lage der 
Fläche innerhalb des zentralen Versor-
gungsbereichs „Erbach“ planungsrechtlich 
berücksichtigt. Die Festsetzungen stehen im 
Einklang mit den Zielsetzungen des Kon-
zepts, indem sie die bestehenden Nutzun-
gen sichern und eine zentrenverträgliche 
Nutzungsentwicklung im Rahmen des 
Mischgebietes grundsätzlich ermöglichen. 
Durch den Ausschluss bestimmter, poten-
ziell konfliktträchtiger Nutzungen sowie von 
Fremdwerbung werden zudem mögliche 
Beeinträchtigungen der angrenzenden 
Wohnnutzungen und des Erscheinungsbil-
des im zentralen Versorgungsbereich be-
grenzt.

Auswirkungen auf die Belange des 
Hochwasserschutzes und der Hoch-
wasservorsorge, insbesondere die 
Vermeidung und Verringerung von 
Hochwasserschäden

Teile des östlichen Geltungsbereiches lie-
gen in einem festgesetzten Überschwem-
mungsgebiet des Erbachs gem. § 76 Abs. 2 
S. 1 Nr. 1 WHG i.V.m. § 79 Abs. 2 S. 1 SWG. 
Nach § 78 Abs. 3 S. 1 WHG hat die Kommu-
ne in festgesetzten Überschwemmungsge-
bieten bei der Aufstellung von Bauleitplänen 
für die Gebiete, die nach § 34 BauGB zu 
beurteilen sind, in der Abwägung nach § 1 
Abs. 7 BauGB insbesondere die Vermei-
dung nachteiliger Auswirkungen auf Ober-
lieger und Unterlieger, die Vermeidung 
einer Beeinträchtigung des bestehenden 
Hochwasserschutzes und eine hochwasser-
angepasste Errichtung von Bauvorhaben zu 
berücksichtigen. Zudem liegen Teile des 
östlichen Geltungsbereiches in einem Risi-
kogebiet außerhalb von Überschwem-

mungsgebieten gem. §  78b WHG. § 78b 
Abs. 1 S. 2 Nr. 1 WHG ist zu beachten, wo-
nach bei der Aufstellung von Bauleitplänen 
für nach § 34 BauGB zu beurteilende Ge-
biete insbesondere der Schutz von Leben 
und Gesundheit und die Vermeidung er-
heblicher Sachschäden in der Abwägung 
nach § 1 Abs. 7 BauGB zu berücksichtigen 
sind. 

Mit der vorliegenden Planung soll das be-
reits überwiegend bebaute Gebiet städte-
baulich geordnet und die bestehenden 
Nutzungen planungsrechtlich gesichert 
werden. Die Flächen, die für eine maßvolle 
Fortentwicklung bzw. geplante Nachver-
dichtung des Plangebietes zu Wohnzwe-
cken überplant werden, liegen weder in 
einem festgesetzten Überschwemmungs-
gebiet noch in einem Risikogebiet außer-
halb von Überschwemmungsgebieten gem. 
§ 78b WHG. Demzufolge beschränken sich 
die o. g. im WHG verankerten Berücksichti-
gungspflichten lediglich auf die bereits be-
bauten Bereiche, die gemäß den Hochwas-
sergefahrenkarte HQ100 und HQextrem über-
schwemmt werden. Da sich die getroffenen 
Festsetzungen im Wesentlichen am Be-
stand orientieren, sind nach jetzigen Er-
kenntnisstand davon auszugehen, dass 
nennenswerte nachteilige Auswirkungen 
auf Ober- und Unterlieger sowie eine Be-
einträchtigung des bestehenden Hochwas-
serschutzes nicht zu erwarten ist. Die Fest-
setzung zur hochwasserangepassten Bau-
weise in festgesetzten Überschwemmungs-
gebieten stellt zudem sicher, das neu zu er-
richtende Gebäude und sonstige bauliche 
Anlagen (z.B. Tiefgaragen) hochwasseran-
gepasst ausgeführt werden. Eine derartige 
Bauweise wird auch in Risikogebieten 
außerhalb von Überschwemmungsgebie-
ten empfohlen. 

Gemäß der Starkregengefahrenkarte des 
Saarlandes werden außerdem Teile des 
Plangebietes im Falle eines Starkregener-
eignisses N100 (100-jährlicher Nieder-
schlag mit einer Verteilung nach Euler Typ II 
und einer Belastungszeit von einer Stunde) 
überschwemmt. Punktuell ist mit Überflu-
tungstiefen von bis zu 2 m und Fließge-
schwindigkeiten bis zu 2,0 m/s zu rechnen. 
Bei einem Starkregenereignis Nextrem sind 
noch weitere Teile des Plangebietes betrof-
fen; dementsprechend ist mit noch höheren 
Überflutungstiefen zu rechnen.

Derzeit befindet sich ein Starkregenvorsor-
gekonzept für die Kreisstadt Homburg in 
Aufstellung. 
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Mit den in den vorliegenden Bebauungs-
plan aufgenommenen Hinweisen zum The-
ma Starkregen sowie den getroffenen Fest-
setzungen (u.a. hochwasserangepasste 
Bauweise, flächensparende und wasser-
durchlässige Gestaltung von Stellplätzen 
einschließlich ihrer Zu- und Abfahrten, Be-
grünung der nicht überbauten Grund
stücksflächen, Anpflanzungen, Dachbegrü-
nung) wird den Belangen des Hochwasser-
schutzes und der Hochwasservorsorge 
Rechnung getragen. Signifikant nachteilige 
Auswirkungen auf den Hochwasserschutz 
sind nicht zu erwarten. 

Auswirkungen auf Belange des Kli-
mas und Klimafolgenanpassung

Bei dem Plangebiet handelt es sich um ein 
bereits überwiegend bebautes Gebiet, das 
städtebaulich geordnet soll. Die bestehen-
den Nutzungen sollen planungsrechtlich 
gesichert werden. Lediglich im Bereich 
westlich der Merianstraße (südlich der be-
reits bestehenden Wohnbebauung) sowie 
zwischen der Merian- und der Lenbachstra-
ße soll in bislang nicht oder nur untergeord-
net baulich genutzten Teilbereichen eine 
maßvolle Fortentwicklung bzw. Nachver-
dichtung zu Wohnzwecken ermöglicht wer-
den. Diese Flächen sind räumlich und funk-
tional eng mit dem bestehenden Siedlungs-
körper verbunden; durch die vorliegende 
Planung werden vorhandene Infrastruktur- 
und Erschließungskapazitäten besser aus-
gelastet und eine flächensparende, nach-
haltige Siedlungsentwicklung gefördert. 
Der bestehende Siedlungskörper des Hom-
burger Stadtteils Erbach wird sinnvoll ar-
rondiert. Dem Planungsgrundsatz der In-
nen- vor Außenentwicklung wird Rechnung 
getragen. Eine Flächeninanspruchnahme an 
anderer Stelle wird vermieden.

Klimawirksame Maßnahmen sind pla
nungsrechtlich gesichert, insbesondere: 

Es wird die Festsetzung getroffen, dass der 
Anteil befestigter Flächen im Plangebiet auf 
ein Mindestmaß zu beschränken ist. Die 
nicht für Stellplätze, Zufahrten, Terrassen 
oder Wege benötigten Flächen sind unver-
siegelt zu belassen und vegetativ anzule-
gen. Die nicht überbauten Grundstücks
flächen sind zu begrünen. Zur Ein- und 
Durchgrünung sind Anpflanzungen vorzu-
nehmen; diese sind dauerhaft zu erhalten 
und bei Abgang nachzupflanzen. Flachdä-
cher und Dächer neu zu errichtender Ge-
bäude mit einer Neigung von bis zu 15° 
sind mindestens extensiv zu begrünen. Die-
se Maßnahmen erhöhen die Verdunstungs-

kühle, verbessern das Mikroklima und 
schaffen Lebensräume bzw. tragen zu 
einem Erhalt von Lebensräumen bei. 

Hinzu kommt, dass auf jeweils mindestens 
30 % der Dachflächen von neu zu errichten-
den Gebäuden zudem Anlagen zur Erzeu-
gung von Energie aus solarer Strahlung an-
zubringen sind. Dies gilt auch für die Dach-
flächen sonstiger neu zu errichtender bauli-
cher Anlagen wie Carports, Garagen und 
Nebengebäude mit einer Fläche von jeweils 
mehr als 30 qm. Dies sowie die Festsetzung, 
dass Nebenanlagen, die der Versorgung des 
Gebietes mit Elektrizität (z.B. Trafo-Station) 
und/ oder der E-Mobilität dienen, auch 
außerhalb der überbaubaren Grundstücks
flächen zulässig sind, unterstützt u.a. die 
Eigenstromerzeugung und trägt zur Minde-
rung betriebsbedingter Emissionen bei.

Zur klimaresilienten Niederschlagsbewirt-
schaftung ist das Plangebiet im modifizier-
ten Trennsystem zu entwässern; anfallendes 
unbelastetes Regenwasser ist vollständig 
auf den Grundstücken zu versickern. Sollte 
eine Versickerung technisch oder rechtlich 
nicht möglich sein, ist das anfallende 
Niederschlagswasser durch geeignete Maß-
nahmen auf den Grundstücken zurückzu-
halten und gedrosselt einem Vorfluter zuzu-
leiten. Sollten die vorgenannten Beseiti-
gungswege mit unverhältnismäßigem tech-
nischen oder wirtschaftlichen Aufwand ver-
bunden sein, ist das anfallende Nieder
schlagswasser über einen Regenwasserka-
nal gedrosselt der vorhandenen Kanalisa-
tion zuzuführen. Diese Regelungen entlas-
ten die Kanalisation und puffern Starkre-
genereignisse. 

Angesichts der überschaubaren Flächen
größe der durch die vorliegende Planung 
zulässigen zusätzlichen Versiegelungen und 
der festgesetzten Maßnahmen ist davon 
ausgehen, dass signifikant nachteilige Aus-
wirkungen auf die Belange des Klimas nicht 
zu erwarten sind.

Auswirkungen auf die Belange von 
Grund und Boden

Die im vorliegenden Bebauungsplan getrof-
fenen Festsetzungen (u.a. GRZ, Beschrän-
kung des Anteils befestigter Flächen im 
Plangebiet auf ein Mindestmaß) tragen zu 
einem Erhalt der Bodenfunktionen im Plan
gebiet insofern bei, dass keine dauerhafte 
Schädigung des Bodens zu erwarten ist 
bzw. diese minimiert wird. An dieser Stelle 
ist darauf hinzuweisen, dass es sich bei dem 
Plangebiet um ein bereits überwiegend be-
bautes Gebiet handelt, das eine gewisse 

Vorbelastung aufweist. Eine Fortentwick-
lung bzw. Nachverdichtung zu Wohnzwe-
cken wird mit der vorliegenden Planung le-
diglich im Bereich westlich der Merianstra-
ße (südlich der bereits bestehenden Wohn
bebauung) sowie zwischen der Merian- 
und der Lenbachstraße ermöglicht. In die-
sem Bereich werden zusätzliche bislang 
vorwiegend unversiegelte, natürliche Flä-
chen bzw. Böden in Anspruch genommen. 
Die in Rede stehenden Flächen sind räum-
lich und funktional eng mit dem bestehen-
den Siedlungskörper verbunden. Der Flä-
chennutzungsplan der Kreisstadt Homburg 
stellt den geplanten Nachverdichtungsbe-
reich als Teil einer geplanten Wohnbauflä-
che (W 115) dar. 

Die Priorisierung der Innenentwicklung ist 
zentraler Aspekt der Bodenschutzklausel 
(vgl. § 1 Abs. 5 S. 3 BauGB und § 1a Abs. 2 
S. 1 BauGB). Durch die vorgesehene Innen
entwicklung wird perspektivisch die Inan-
spruchnahme von Flächen im Außenbereich 
verhindert (sparsamer Umgang mit Grund 
und Boden gem. § 1a Abs. 2 BauGB). Dies 
ist ein wichtiger Beitrag zur Reduzierung 
des Flächenverbrauchs und zur Erhaltung 
der natürlichen Lebensgrundlagen.

Mit Bezug auf § 1a Abs. 2 BauGB und § 7 
BBodSchG wurden in den vorliegenden Be-
bauungsplan überdies Hinweise aufgenom-
men, dass bei der Erschließung auf einen 
sparsamen, schonenden und fachgerechten 
Umgang mit Boden zu achten ist, Boden-
arbeiten nach den einschlägigen Vorschrif-
ten der DIN 18 915 durchzuführen und vor-
handene Oberböden zu verwerten sind.

Auswirkungen auf private Belange

In der Vergangenheit haben sich in Erbach 
im Bereich der Merian-, Kollwitz- und Len-
bachstraße verschiedene Nutzungen ange-
siedelt. Die Aufstellung des Bebauungs
planes der Innenentwicklung ist notwendig, 
um die Entwicklung des bislang nach § 34 
BauGB zu beurteilenden Plangebietes ver-
lässlich zu steuern und die vorhandenen In-
nenentwicklungspotenziale geordnet zu 
nutzen. Gerade wegen der heterogenen 
Struktur aus unterschiedlichen Wohnformen 
(Einfamilien-, Mehrfamilien-, Doppel- und 
Reihenhäuser, Seniorenwohnpark) und 
einer größeren gewerblichen Einheit ist das 
„Einfügen“ nach § 34 BauGB in der Praxis 
häufig auslegungsbedürftig; dies führt zu 
Unsicherheiten bei Bauvoranfragen und 
Bauanträgen. Der vorliegende Bebauungs-
plan schafft in diesem Zusammenhang kla-
re, nachvollziehbare Regeln (u. a. zu Art und 
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Maß der Nutzung, Bauweise, überbaubaren 
Flächen) und erhöht die Planungs- und Ge-
nehmigungssicherheit.

Die betroffenen Privatpersonen werden 
durch die vorliegende Planung nicht we-
sentlich beeinträchtigt. Die Festsetzungen 
sind weitgehend aus der bestehenden Be-
bauung abgeleitet. Auswüchse in jeglicher 
Richtung werden vermieden. Die Nutzbar-
keit und der Wert der Grundstücke, auch der 
Grundstücke im Umfeld, werden nicht in 
einer Art und Weise eingeschränkt, die den 
Eigentümern des Plangebietes und der an-
grenzenden Grundstücke unzumutbar ist. 

Für Private (Eigentümer und Bauherren) 
liegt der wesentliche Vorteil des Bebau
ungsplanes darin, dass die planungsrechtli-
che Zulässigkeit künftiger Vorhaben nicht 
mehr von einer im Einzelfall oft schwer vor-
hersehbaren „Einfügen“-Bewertung nach 
§  34 BauGB abhängt, sondern aus klaren 
Festsetzungen unmittelbar ableitbar wird. 
Dadurch steigen Planungs- und Investi-
tionssicherheit sowie die Kalkulierbarkeit 
von Bau- und Nutzungsmöglichkeiten; zu-
gleich lassen sich Bauvorhaben i. d. R. ziel-
gerichteter vorbereiten und Genehmigungs-
verfahren konfliktärmer führen. Darüber hi-
naus trägt der Bebauungsplan durch u.a. 
die Steuerung verträglicher Nutzungen zur 
Sicherung der Wohn- und Standortqualität 
und damit auch zur Werthaltigkeit der 
Grundstücke bei. Nachteile für Private kön-
nen darin liegen, dass der Bebauungsplan 
gegenüber der bislang möglichen Einzelfall-
betrachtung nach § 34 BauGB verbindliche 
Grenzen setzt und damit bestimmte Nut-
zungen, Baukörperausbildungen oder Aus-
nutzungen ausschließt bzw. einschränkt. 
Zudem können durch Festsetzungen etwa  
zur Freiraumgestaltung oder zu Vorsorge-
maßnahmen gegen Hochwasser zusätzliche 
Anforderungen entstehen, die bei Neubau- 
oder Umbaumaßnahmen einen höheren 
Planungsaufwand und gegebenenfalls 
Mehrkosten auslösen.

Festzuhalten ist, dass die innerhalb des 
Plangebietes bestehenden Nutzungen auch 
in Zukunft zulässig bleiben. Zudem werden, 
wo städtebaulich möglich, Erweiterungs
möglichkeiten (u.a. GRZ, Zahl der Vollge-
schosse und maximale Gebäudeoberkante, 
überbaubare Grundstücksfläche) einge-
räumt. Lediglich punktuell weichen die im 
Bebauungsplan getroffenen Festsetzungen 
hinsichtlich des Maßes und der überbauba-
ren Grundstücksflächen von der Bestandssi-
tuation im Plangebiet ab. Zu nennen sind in 
diesem Zusammenhang z.B. die von der Be-

standsbebauung abweichende Baugrenze 
im Bereich des Allgemeinen Wohngebietes 
WA 2 (Einhaltung eines Mindestabstand 
von 3 m zur öffentlichen Straßenverkehrs-
fläche) und die Zulässigkeit eines  – im Ver-
gleich zu derzeitigen Bestandssituation – 
geringeren Versiegelungsgrades (Über-
schreitungsmöglichkeit bis zu einer GRZ von 
0,8) im Mischgebiet. Das öffentliche Inter-
esse an einer geordneten Entwicklung geht 
insofern vor. 

Es sind auch keine nachteiligen Auswirkun-
gen auf die angrenzende Nachbarschaft zu 
erwarten. Die Festsetzungen wurden so ge-
wählt, dass sich die vorgesehene Planung in 
die Umgebung und in die direkte Nachbar-
schaft einfügt. Die innerhalb des Plange
bietes zulässigen Nutzungen sind in ihrer 
Art aufeinander abgestimmt. Mögliche 
nachteilige Auswirkungen auf angrenzende 
(Wohn-)Nutzungen sind nicht zu erwarten, 
da auch das Plangebiet primär als Wohn
standort dient. In diesem Zusammenhang 
wurden auch entsprechende Festsetzungen 
getroffen, um städtebauliche Spannungen 
zu vermeiden.

Insgesamt kann festgehalten werden, dass 
keine signifikant nachteiligen Auswirkun-
gen auf private Belange zu erwarten sind.

Auswirkungen auf alle sonstigen 
Belange

Alle sonstigen bei der Aufstellung von 
Bauleitplänen laut § 1 Abs. 6 BauGB zu be-
rücksichtigenden Belange werden nach jet-
zigem Kenntnisstand durch die Planung 
nicht berührt.

Argumente für die Verabschie-
dung des Bebauungsplanes der 
Innenentwicklung

•	 Städtebauliche Ordnung und Sicherung 
des Bestands: Bestehende Nutzungen 
werden planungsrechtlich gesichert und 
das Gebiet insgesamt geordnet. Städte-
bauliche Fehlentwicklungen werden 
vermieden

•	 attraktiver Wohn- und Arbeitsstandort 
(u.a. gute Verkehrsanbindung, Nähe 
zum Homburger Hauptbahnhof sowie 
zu sozialen Infrastruktureinrichtungen 
und (Nah-)Versorgungsangeboten); gut 
geeignet zur Schaffung von vielfältigen 
Wohnraumangeboten

•	 gezielte Steuerung einer maßvollen 
Fortentwicklung bzw. Nachverdichtung 
des Plangebietes; vorhandene Infra-

struktur- und Erschließungskapazitäten 
werden besser ausgelastet und der 
Siedlungskörper von Erbach wird sinn-
voll arrondiert

•	 harmonisches Einfügen der Neubebau-
ung in den Bestand und die Umgebung; 
Störungen und Beeinträchtigungen der 
Planung auf die Umgebungsnutzung 
können ausgeschlossen werden, eben-
so verhält es sich umgekehrt

•	 Der Nachverdichtungsbereich ist im Flä-
chennutzungsplan als Teil einer geplan-
ten Wohnbaufläche (W 115) dargestellt

•	 keine signifikant nachteiligen Auswir-
kungen auf das Stadt- und 
Landschaftsbild

•	 keine negativen Auswirkungen auf die 
Belange des Verkehrs; Ausbau des süd-
lichen Teilabschnittes der Merianstraße, 
Ordnung des ruhenden Verkehrs auf 
den Grundstücken

•	 keine signifikant nachteiligen Auswir-
kungen auf die Belange des Hochwas-
serschutzes

•	 keine signifikant nachteiligen Auswir-
kungen auf die Belange des Klima-
schutzes 

•	 bei Beachtung der definierten 
Vermeidungsmaßnahmen keine Beein-
trächtigung der umweltschützenden 
Belange

•	 wesentliche Beeinträchtigung privater 
Belange liegen nicht vor

Argumente gegen die Verabschie-
dung des Bebauungsplanes der 
Innenentwicklung

Ein mögliches Argument, welches gegen die 
Aufstellung des Bebauungsplanes der In
nenentwicklung „Bereich Merian-, Koll-
witz-, Lenbachstraße Erbach“ hervorge-
bracht werden könnte, ist, dass verbindliche 
Festsetzungen gegenüber der bisherigen 
Einzelfallbeurteilung nach § 34 BauGB Ein-
schränkungen bedeuten und durch Vorga-
ben (z.B. Freiraumgestaltung, Hochwasser-
vorsorge) zusätzlichen Aufwand bzw. Mehr-
kosten auslösen können.

Ziel des Bebauungsplanes ist es, das über-
wiegend wohngeprägte Plangebiet städte-
baulich zu ordnen, die bestehenden Nut-
zungen planungsrechtlich zu sichern und 
eine maßvolle, an der Bestandssituation 
orientierte Fortentwicklung bzw. Nachver-
dichtung in bislang nicht oder nur unterge-
ordnet genutzten Teilbereichen gezielt zu 
ermöglichen. Durch die Festsetzungen sol-
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len zudem Nutzungskonflikte vermieden so-
wie klare Rahmenbedingungen u.a. für Er-
schließung und Freiraumqualität geschaffen 
werden. Angesichts der heterogenen Nut-
zungsstruktur und der bislang nach § 34 
BauGB bestehenden Beurteilungsunsicher-
heiten ist die Aufstellung des Bebauungs
planes städtebaulich erforderlich. 

Die getroffenen, vereinzelt von der Be-
standssituation abweichenden Festsetzun-
gen (z.B. überbaubare Grundstücksflächen, 
GRZ) sind erforderlich, da sie der Erreichung 
der städtebaulichen Ziele und der Sicherung 
einer geordneten, nachhaltigen Entwick-
lung des Plangebietes dienen. Insofern wird 
dem öffentlichen Interesse an einer geord-
neten Entwicklung ein höheres Gewicht 
beigemessen.

Gewichtung und Abwägungs-
fazit

Im Rahmen des Verfahrens zur Aufstellung 
des Bebauungsplanes wurden die relevan-
ten Belange umfassend gegeneinander ab-
gewogen. Die positiven Argumente über-
wiegen deutlich: Vor dem Hintergrund der 
bislang maßgeblichen Beurteilung nach § 
34 BauGB schafft der Bebauungsplan eine 
verlässliche planungsrechtliche Grundlage, 
ordnet das überwiegend wohngeprägte 
Plangebiet städtebaulich, sichert die be-
stehenden Nutzungen und ermöglicht eine 
maßvolle, an der Bestandssituation orien-
tierte Fortentwicklung bzw. Nachverdich-
tung. Bislang nicht oder untergeordnet bau-
lich genutzten Flächen sind funktional und 
räumlich eng an den bestehenden Sied-
lungskörper angebunden; zudem werden 
durch die Festsetzungen Nutzungskonflikte 
vermieden und klare Rahmenbedingungen 
geschaffen. 

Insgesamt kommt die Abwägung zu dem 
Ergebnis, dass eine Umsetzung der Planung 
möglich ist.
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Anlage

Vorprüfung des Einzelfalls nach § 13a Abs. 1 Nr. 2 BauGB

Zur Einordnung innerhalb der räumlichen Schwellenwerte gem. § 13a BauGB ist gem. § 13a Abs. 1 BauGB die im Bebauungsplan festge-
setzte „zulässige Grundfläche im Sinne des § 19 Abs. 2 der Baunutzungsverordnung“ maßgebend.

Insgesamt hat der Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Bereich Merian-, Kollwitz-, Lenbachstraße Erbach“ zwar eine Größe von ca. 
47.000 qm, allerdings handelt es sich hierbei größtenteils um eine Bestandsüberplanung. Nach dem derzeitigen Planungsstand ist davon 
auszugehen, dass die im Sinne des § 13a BauGB maßgebliche zusätzliche Grundfläche (Neuversiegelung) die Schwelle von 20.000 qm 
nicht überschreiten wird. Gem. § 13a Abs. 1 BauGB ist die Fläche maßgeblich, die bei Durchführung des Bebauungsplanes voraussichtlich 
(neu) versiegelt wird.

Ungeachtet der Unterschreitung der 20.000 qm-Schwelle wird jedoch vorsorglich eine Vorprüfung des Einzelfalls durchgeführt.
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Nr. Erfordernis/Kriterium Auswirkungen/Prüfergebnis
Voraussichtliche 
Erheblichkeit

1. Merkmale des Bebauungsplanes, insbesondere in Bezug auf

1.1 das Ausmaß, in dem der Bebauungsplan einen 
Rahmen im Sinne des § 35 Abs. 3 des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung setzt;

•	 Der Bebauungsplan löst keine UVP-Pflicht 
aus (Ordnung des Plangebietes, Sicherung 
der bestehenden Nutzungen, maßvolle 
Fortentwicklung bzw. Nachverdichtung).

nein

1.2 das Ausmaß, in dem der Bebauungsplan andere 
Pläne und Programme beeinflusst;

•	 Das Vorhaben entspricht den landesplane-
rischen Zielen und Grundsätzen gem. dem 
aktuellen Landesentwicklungsplan „Sied-
lung“ und „Umwelt“; keine Betroffenheit 
von Vorrang- oder Vorbehaltsgebieten (LEP 
Umwelt 2004). 
Hinweis: Im LEP-Entwurf 2030 (2.  Ent-
wurf) ist im Bereich des festgesetzten 
Überschwemmungsgebietes des Erbachs 
zwar ein Vorranggebiet Hochwasserschutz 
sowie im Bereich des Risikogebietes außer-
halb von Überschwemmungsgebieten ein 
Vorbehaltsgebiet Hochwasserschutz vor-
gesehen; die vorliegende Planung dient 
jedoch vorrangig der städtebaulichen Ord-
nung eines bereits überwiegend bebauten 
Bereichs sowie der planungsrechtlichen Si-
cherung der bestehenden Nutzungen. Die 
für eine maßvolle Fortentwicklung bzw. 
Nachverdichtung zu Wohnzwecken vorge-
sehenen Flächen westlich der Merianstraße 
sowie zwischen Merian- und Lenbachstra-
ße liegen außerhalb der vorgesehenen Vor-
rang- und Vorbehaltsgebiete. Vor diesem 
Hintergrund ist, bei Beachtung  der getrof-
fenen Festsetzungen sowie der Hinweise 
und Empfehlungen, von einer Vereinbarkeit 
des Vorhabens mit den Darstellungen des 
LEP-Entwurfs 2030 auszugehen.

•	 Flächennutzungsplan der Kreisstadt Hom-
burg: Der Bebauungsplan weicht in Teilen 
von den Darstellungen des Flächennut-
zungsplanes ab. Die geordnete städtebau-
liche Entwicklung des Stadtgebietes wird 
hierdurch jedoch nicht beeinträchtigt, da 
der Bebauungsplan im Wesentlichen die 
bereits vollzogene städtebauliche Entwick-
lung nachvollzieht und planungsrechtlich 
ordnet. Der Flächennutzungsplan ist daher 
gem. § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB im Wege 
der Berichtigung anzupassen.

•	 Einzelhandels- und Zentrenkonzept der 
Kreisstadt Homburg: Der Bebauungsplan 
setzt für die Fläche, die im Einzelhandels- 
und Zentrenkonzept als Teil des zentralen 
Versorgungsbereichs „Erbach“ ausgewie-
sen ist, ein Mischgebiet fest. Die für das 
Mischgebiet getroffenen Festsetzungen 
stehen im Einklang mit den Zielsetzungen 
des Konzepts, indem sie die bestehenden 
Nutzungen sichern und eine zentrenver-
trägliche Nutzungsentwicklung grundsätz-
lich  ermöglichen. Durch den Ausschluss

nein
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Nr. Erfordernis/Kriterium Auswirkungen/Prüfergebnis
Voraussichtliche 
Erheblichkeit

bestimmter, potenziell konfliktträchtiger
Nutzungen sowie von Fremdwerbung wird 
der zentrale Versorgungsbereich „Erbach“ 
in seiner Funktion gestärkt.

•	 Im Übrigen ist nicht zu erwarten, dass das 
Vorhaben einen Einfluss auf andere Pläne 
und Programme hat.

1.3 die Bedeutung des Bebauungsplanes für die Ein-
beziehung umweltbezogener, einschließlich ge-
sundheitsbezogener Erwägungen, insbesondere 
im Hinblick auf die Förderung der nachhaltigen 
Entwicklung;

•	 siehe 1.4 und 2.3 nein

1.4 die für den Bebauungsplan relevanten umwelt-
bezogenen, einschließlich gesundheitsbezogener 
Probleme;

•	 Eine Berücksichtigung der Umweltbelange 
ist im üblichen Umfang erforderlich.

•	 Lebensraumtypen nach Anhang I der FFH-
RL oder nach Landes- oder Bundesnatur-
schutzgesetz pauschal Geschützte Biotope 
sind planbedingt nicht betroffen.

•	 Da dem Geltungsbereich zudem keine Be-
deutung als Lebensraum i.S.d. § 19, Abs. 3 
Nr. 1 BNatSchG zugewiesen werden kann, 
das Vorkommen entsprechender Arten mit 
Ausnahme dem potenziellen Vorkommen 
von Mauer-, Zaun- oder Waldeidechse 
nicht zu erwarten ist, sind bei Einhaltung 
der oben skizzierten Maßnahmen Schäden 
n. § 19 BNatSchG i.V. mit dem Umwelt-
schadensgesetz nicht zu erwarten.

•	 erhebliche nachteilige Beeinträchtigungen 
von artenschutzrechtlich relevanten Arten 
sind - bei Beachtung der definierten Ver-
meidungsmaßnahme (Rodungsfrist, Nist-
hilfen, Überprüfung auf realen Besatz von 
Eidechsen) nach derzeitigem Kenntnis-
stand insgesamt nicht zu erwarten

•	 Der durch die Fortentwicklung bzw. Nach-
verdichtung des Plangebietes zusätzlich 
entstehende Verkehr beläuft sich haupt-
sächlich auf Anwohnerverkehr; nachteilige 
Auswirkungen sind in diesem Zusammen-
hang nicht zu erwarten. 

nein

1.5 die Bedeutung des Bebauungsplanes für die Durch-
führung nationaler und europäischer Umweltvor-
schriften;

•	 keine Auswirkungen absehbar, siehe oben nein

2.
Merkmale der möglichen Auswirkungen und der voraussichtlich betroffenen Gebiete, insbesondere in Bezug 
auf
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Nr. Erfordernis/Kriterium Auswirkungen/Prüfergebnis
Voraussichtliche 
Erheblichkeit

2.1 die Wahrscheinlichkeit, Dauer, Häufigkeit und Um-
kehrbarkeit der Auswirkungen;

•	 Der Geltungsbereich ist durch visuelle Un-
ruhe und Lärm sowie den hohen Versiege-
lungsgrad stark vorbelastet.

•	 Mit der vorliegenden Planung soll das 
überwiegend bereits bebaute Gebiet städ-
tebaulich geordnet und die bestehenden 
Nutzungen planungsrechtlich gesichert 
werden. Des Weiteren zielt der Bebau-
ungsplan darauf ab, die Erschließung in-
nerhalb des Plangebietes entsprechend 
der vorgesehenen Funktionen zu sichern 
sowie eine maßvolle Fortentwicklung bzw. 
Nachverdichtung in den hierfür geeigne-
ten Teilbereichen (Bereich westlich der 
Merianstraße sowie zwischen der Merian- 
und der Lenbachstraße) zu ermöglichen. 
Die zulässige Nutzungen in den beiden 
v.g. Teilbereichen orientieren sich am Be-
stand und der Umgebungsnutzung.

•	 Gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnis-
se können durch entsprechende Fest
setzungen gewährleistet werden, sowohl 
innergebietlich als auch gegenüber der 
angrenzenden Bebauung.

•	 Der durch die Fortentwicklung bzw. 
Nachverdichtung des Plangebietes zu-
sätzlich entstehende Verkehr beläuft sich 
hauptsächlich auf Anwohnerverkehr und 
kann problemlos von den umliegenden 
Straßen aufgenommen werden. Der ru-
hende Verkehr wird über den erforder-
lichen Stellplatznachweis vollständig 
auf den Privatgrundstücken geordnet. 

nein

2.2 den kumulativen und grenzüberschreitenden Cha-
rakter der Auswirkungen;

•	 keine erheblichen Umweltauswirkungen 
durch die Aufstellung des Bebauungsplanes 
„Bereich Merian-, Kollwitz-, Lenbachstraße 
Erbach“ zu erwarten (siehe 1.4)

•	 Es ist nicht zu erwarten, dass das Vorhaben 
kumulative und grenzüberschreitende Aus-
wirkungen hat. 

nein
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Nr. Erfordernis/Kriterium Auswirkungen/Prüfergebnis
Voraussichtliche 
Erheblichkeit

2.3 die Risiken für die Umwelt, einschließlich der mensch-
lichen Gesundheit (zum Beispiel bei Unfällen);

•	 Gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnis-
se können durch entsprechende Fest
setzungen gewährleistet werden, sowohl 
innergebietlich als auch gegenüber der 
angrenzenden Bebauung.

•	 Teile des Plangebietes liegen innerhalb 
des festgesetzten Überschwemmungs-
gebietes des Erbachs (HQ100) sowie in 
einem Risikogebiet außerhalb von Über-
schwemmungsgebieten (HQextrem), wobei 
es sich bei den potenziell von Hochwas-
ser betroffenen Bereiche um bereits be-
baute Flächen handelt. Die Festsetzung 
einer hochwasserangepassten Bauweise 
in festgesetzten Überschwemmungsge-
bieten trägt dem Rechnung; in Risiko-
gebieten außerhalb von Überschwem-
mungsgebieten wird eine derartige Bau-
weise empfohlen. 

•	 keine erheblichen Umweltauswir-
kungen durch die Aufstellung des 
Bebauungsplanes „Bereich Merian-, 
Kollwitz-, Lenbachstraße Erbach“ zu 
erwarten (siehe 1.4); Vermeidungsmaß-
nahmen sind zu beachten (u.a. Rodungs-
frist, Nisthilfen, Prüfung auf realen Be-
satz von Eidechsen)

nein

2.4 den Umfang und die räumliche Ausdehnung der Aus-
wirkungen;

•	 städtebauliche Ordnung eines bereits 
überwiegend bebauten Gebietes mit 
maßvoller Fortentwicklung bzw. Nach-
verdichtung in hierfür geeigneten Teilbe-
reichen (Bereich westlich der Merian-
straße sowie zwischen der Merian- und 
der Lenbachstraße).

•	 Nachteilige Auswirkungen auf das Um-
feld sind nicht zu erwarten (siehe 2.3).

nein

2.5 die Bedeutung und die Sensibilität des voraussicht-
lich betroffenen Gebietes auf Grund der besonderen 
natürlichen Merkmale, des kulturellen Erbes, der In-
tensität der Bodennutzung des Gebietes jeweils unter 
Berücksichtigung der Überschreitung von Umwelt-
qualitätsnormen und Grenzwerten;

•	 Bei dem Plangebiet handelt es sich um 
ein bereits überwiegend bebautes Ge-
biet, das städtebaulich geordnet wird.

•	 Denkmäler/ Naturdenkmäler/ archäo-
logisch bedeutende Landschaften nach 
§ 6 SDSchG oder in amtlichen Karten ver-
zeichnete Gebiete sind nicht betroffen.

•	 Eine Überschreitung von Umweltquali-
tätsnormen und Grenzwerten ist nicht zu 
erwarten. 

nein

2.6 folgende Gebiete:
2.6.1 Natura 2000-Gebiete nach § 7 Abs. 1 Nr. 8 BNatSchG, nicht betroffen nein 
2.6.2 Naturschutzgebiete gem. § 23 BNatSchG, soweit 

nicht bereits von Nummer 2.6.1 erfasst,
nicht betroffen nein

2.6.3 Nationalparke gem. § 24 BNatSchG, soweit nicht be-
reits von Nummer 2.6.1 erfasst,

nicht betroffen nein

2.6.4 Biosphärenreservate und Landschaftsschutzgebiete 
gem. §§ 25 und 26 BNatSchG,

nicht betroffen nein
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Nr. Erfordernis/Kriterium Auswirkungen/Prüfergebnis
Voraussichtliche 
Erheblichkeit

2.6.5 gesetzlich geschützte Biotope gem. § 30 BNatSchG, nicht betroffen nein
2.6.6 Wasserschutzgebiete gem. §  51 WHG, Heilquellen-

schutzgebiete gem. §  53 Abs. 4 WHG sowie Über-
schwemmungsgebiete gem. § 76 WHG,

•	 Teile des östlichen Geltungsbereiches 
liegen in einem festgesetzten Über-
schwemmungsgebiet des Erbachs gem. 
§ 76 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 WHG i.V.m. § 79 
Abs. 2 S. 1 SWG. 

•	 Erhebliche Auswirkungen sind jedoch 
nicht zu erwarten, da mit der vorliegen-
den Planung das bereits überwiegend 
bebaute Gebiet lediglich städtebaulich 
geordnet und die bestehenden Nutzun-
gen planungsrechtlich gesichert werden 
sollen. Die Flächen, die für eine maßvol-
le Fortentwicklung bzw. geplante Nach-
verdichtung überplant werden, liegen 
außerhalb des festgesetzten Über-
schwemmungsgebietes des Erbachs.

nein

2.6.7 Gebiete, in denen die in Rechtsakten der Europäi-
schen Union festgelegten Umweltqualitätsnormen 
bereits überschritten sind,

nicht betroffen nein

2.6.8 Gebiete mit hoher Bevölkerungsdichte, insbesondere 
Zentrale Orte i.S.d. § 2 Abs. 2 Nr. 2 ROG,

nicht betroffen nein

2.6.9 in amtlichen Listen oder Karten verzeichnete Denk-
mäler, Denkmalensembles, Bodendenkmäler oder 
Gebiete, die von der durch die Länder bestimmten 
Denkmalschutzbehörde als archäologisch bedeuten-
de Landschaften eingestuft worden sind.

nicht betroffen nein


